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EDITORIAL

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

die Corona-Pandemie trifft uns hart. die Welt ist im

Krisenmodus. noch heute wirkt sie bisweilen unwirklich.

Wie ein spuk. aber das elend in den Krankenhäusern, die

menschen mit den masken im gesicht, die leeren regale im

supermarkt, all das ist real. genauso wie die not bei denen,

die um ihren arbeitsplatz bangen oder denen von einem tag

auf den andern die geschäftsgrundlage weggebrochen ist.

die Wirtschaft steht vor einem dramatischen einbruch. Wie

stark die rezession ausfallen wird, hängt davon ab, wie gut

es uns gelingt, die Verbreitung des Coronavirus unter

Kontrolle zu halten.  

Zu den wenigen stabilen begleitumständen zählt die

unsicherheit. sie wird uns in den kommenden monaten

nicht von der seite weichen. auf sicht fahren, sich über

kleine etappen ins normale leben zurücktasten, immer in

der bereitschaft, die Öffnung wieder zurückzudrehen. nur

so kann das leben mit Corona in den kommenden monaten

aussehen, auch wenn es schwer erträglich ist.  

die Kommunen wirft die Pandemie um Jahre zurück. sie

müssen massive ausfälle bei der gewerbe-, der einkommen-

und umsatzsteuer und damit auch im kommunalen

finanzausgleich verkraften. den Haushalten brechen die

grundlagen weg, mühsam geschmiedete Pläne zum umbau

der städte sind vielfach makulatur.  

gleichzeitig leisten die Kommunen außerordentliches. auf

beeindruckende art und Weise haben die beschäftigten in

städten und gemeinden in den vergangenen Wochen nicht

nur ein reaktionsschnelles Krisenmanagement hingelegt,

sondern auch unterstützung für menschen und

unternehmen aus dem boden gestampft. auch hier zeigt

sich: das gesellschaftliche miteinander in deutschland

funktioniert durch die arbeit von städten und gemeinden.

sie sind es, die die Vorgaben von bund und land mit leben

füllen. in der Krise zeigt sich, wie in einem brennglas:

Kommunen sind systemrelevant. und benötigen umso

dringlicher einen rettungsschirm, der ihre

Handlungsfähigkeit sicherstellt. 

die Corona-Krise wird sich darauf auswirken, wie wir uns in

Zukunft begegnen. darin liegt auch eine Chance. Vielfach

zeigt sich ein neuer Zusammenhalt. nachbarn helfen

nachbarn, menschen unterstützen gezielt ansässige

unternehmen. das könnte ein neues „Wir“ begründen. es

spricht einiges dafür. der Hass der Populisten findet spürbar

weniger gehör. denn in der not wenden sich die menschen

denjenigen zu, denen sie die besten antworten auf die Krise

zutrauen. das sind nicht die Populisten und auch nicht ihre

trolle im internet. es sind die macher vor ort.  

Mit Corona leben lernen 

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen
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BÜCHER UND MEDIEN

Umgang mit Hass und 
Bedrohungen
Hinweise für Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoli-
tiker, hrsg. v. Nationalen Zentrum für Kriminalprävention
unterstützt v. den kommunalen Spitzenverbänden, DIN A5,
32 S., ISBN 978-3-00-065132-8, herunterzuladen unter
www.nzkrim.de / Publikationen / Handreichungen und Bro-
schüren

immer mehr Kommunalpolitikerinnen und -politi-
ker sowie mitarbeitende in Kommunalverwaltungen berichten, dass
sie beleidigt, bedroht und beschimpft werden. Was können sie unter-
nehmen, wenn sie in sozialen netzwerken mit Hassbotschaften über-
zogen werden? Wer hilft ihnen bei bedrohungen? Was schützt vor
körperlichen angriffen? Welche sicherheitsvorkehrungen sind zu Hau-
se sinnvoll, welche unterwegs? Wo gibt es unterstützung, wer berät?
die Publikation zeigt kommunalen amts- sowie mandatsträgerinnen
und mandatsträgern konkrete Hilfemöglichkeiten und Handlungsop-
tionen auf.

Kommunen gestalten 
Ernährung
Neue Handlungsfelder nachhaltiger Stadtentwick-
lung, hrsg. v. Deutschen Städte- und Gemeinde-
bund (DStGB) u. dem Verbundprojekt Kommunale
Ernährungssysteme als Schlüssel für städtische
Nachhaltigkeit, DStGB-Dokumentation Nr. 153,
DIN A4, 32 S., herunterzuladen unter www.dstgb.de
/ Publikationen / Dokumentationen

ein drittel der umweltbelastung in Kommu-
nen wird durch den Konsum und die Produktion von lebensmitteln ver-
ursacht. immer mehr Kommunen verfolgen daher nachhaltige ansätze
der lebensmittelversorgung. in der broschüre wird anhand von Praxis-
beispielen aufzeigt, an welchen stellen und in welchen Handlungs-
feldern sich zentrale gestaltungspotenziale für ernährung auf kommu-
naler ebene befinden. 

Datensouveränität in der
Smart City
Hrsg. v. PD - Berater der öffentlichen Hand GmbH, PD-
Impulse, DIN A4, 40 S., herunterzuladen unter www.pd-
g.de / Presse 

daten werden für die steuerung der Kommune im-
mer wichtiger. erfahrungen zeigen jedoch, dass
Kommunen häufig den Wert ihrer daten nicht
kennen und private smart City-anbieter ein-

schränkende datennutzungsrechtliche Klauseln in Verträge mit Kom-
munen aufnehmen. die studie empfiehlt Verwaltungsspitzen daher,
den umgang mit kommunalen daten als strategisches thema zu be-
greifen, das im diskurs mit Politik, kommunalen beteiligungen, bürge-
rinnen und bürgern sowie mitarbeitenden angegangen werden sollte.
dabei sollten Kommunen die datennutzungsklauseln in smart City-
Vertragsentwürfen kritisch unter die lupe nehmen. Titelfoto: Eisenhans - stock.adobe.com
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NACHRICHTEN

Fast 25 Millionen Euro für 270 Ideen
in 133 Kommunen
das land nordrhein-Westfalen hat sein dorferneuerungsprogramm
für das laufende Jahr vorgestellt. danach erhalten 133 Kommunen
insgesamt 24,8 millionen euro für 270 Projekte. der großteil der mit-
tel fließt in den auf- oder ausbau von dorfgemeinschaftseinrich-
tungen sowie die gestaltung von aufenthalts- und freiflächen. aber
auch der erhalt von objekten, die das ortsbild prägen, sowie die Ver-
besserungen von straßen werden gefördert. in einigen fällen wird
aber auch der abriss von gebäuden unterstützt, wenn damit ein
missstand beseitigt werden kann. das dorferneuerungsprogramm
soll helfen, die dörfer in nrW als attraktive Wohnorte zu erhalten.
in Zeiten der Corona-Pandemie wirkt es zudem als Konjunkturpro-
gramm für Handwerksbetriebe.

Fünf NRW-Schulen im Finale um den
Deutschen Schulpreis
Von den 15 schulen, die es in die endausscheidung des deutschen
schulpreises 2020 geschafft haben, sind fünf aus nordrhein-West-
falen: die marie-Kahle-gesamtschule in bonn, das Willy-brandt-
berufskolleg in duisburg, das gymnasium essen nord-ost sowie die
gesamtschule in Gescher und die gesamtschule in Waltrop. der
Hauptpreis ist mit 100.000 euro ausgestattet. fünf weitere Preisträ-
ger erhalten jeweils 25.000 euro. auch die nicht ausgezeichneten 
finalisten werden mit anerkennungspreisen in Höhe von jeweils
5.000 euro bedacht. Vergeben wird der deutsche schulpreis seit
2006 von der robert bosch stiftung und der Heidehof stiftung. 

Landesförderung für barrierefreie 
Bushaltestellen
die nordrhein-westfälische landesregierung fördert den barriere-
freien ausbau von insgesamt 23 bushaltestellen in nrW-Kommu-
nen. Über entsprechende förderbescheide konnten sich die städte
Verl, Gütersloh und lüdenscheid freuen. die stadt Verl erhält
683.000 euro für den barrierefreien ausbau von zwölf bushalte-
stellen. in der stadt gütersloh werden mithilfe von 309.900 euro
an landesmitteln sechs bushaltestellen barrierefrei ausgebaut.
die stadt lüdenscheid erhält 145.800 euro für die barrierefreie
gestaltung von fünf bushaltestellen. Wie nrW-Verkehrsminister
Hendrik Wüst betonte, soll der ÖPnV mit der förderung kunden-
freundlicher und die Hemmschwelle zur nutzung von bus und
bahn gesenkt werden.

Weniger ältere Menschen als im 
Bundesdurchschnitt
der anteil älterer menschen in nordrhein-Westfalen ist niedriger als
im bundesdurchschnitt. Wie information und technik nrW als sta-
tistisches landesamt mitteilte, lebten ende 2018 in nrW mehr als
4,9 millionen menschen im alter von 60 und mehr Jahren. das ent-
sprach 27,6 Prozent der gesamten bevölkerung des landes. bundes-
weit lag der anteil der Älteren zum selben Zeitpunkt bei 28,2 Prozent.
die geringsten anteile älterer menschen in nrW verzeichneten die
gemeinden Augustdorf mit 21,2 Prozent und Heek mit 22,3 Prozent.
die höchsten anteile von über 60-Jährigen ermittelten die statistiker
für die gemeinden Bad Sassendorf mit 31,9 Prozent und Hünxe mit
34,7 Prozent.
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Damit die Kommunen die Grundsteuer ab 1. Januar 2025 neu erheben
können, müssen die Länder die beschlossene Reform nun zügig
umsetzen

Reform der Grundsteuer auf der
Zielgeraden

nach über einem Vierteljahrhundert währen-
der diskussionen und Verhandlungen über ei-
ne neuregelung der grundsteuer hat der

deutsche bundestag am 18. oktober 2019 endlich ei-
ne reform beschlossen. die Zustimmung durch den
bundesrat erfolgte am 8. november 2019. nach aus-
fertigung durch den bundespräsidenten konnte die
reformgesetzgebung im bundesgesetzblatt fristge-
recht bis zum 31. dezember 2019 verkündet werden. 
damit ist die grundsteuerreform aber noch nicht zu
ende. die zweite vom bundesverfassungsgericht ge-
setzte frist zur umsetzung der beschlossenen reform
bis spätestens ende 2024 wird nämlich nicht weniger
anspruchsvoll werden. ab dem 1. Januar 2025 wird die
grundsteuer dann nach neuem recht erhoben. bis
dahin kann das bisherige recht noch übergangsweise
angewendet werden.

Länderöffnungsklausel Welches neue bewer-
tungs- und grundsteuerrecht angewendet wird, wird
nun maßgeblich in der Hand der bundesländer liegen.
es wird zwar ein neues bundeseinheitliches recht ge-
ben. Von diesem werden die bundesländer aber ab-
weichen können, die Kompetenz dazu wurde eigens
durch eine Änderung des grundgesetzes eröffnet. 
die durchführung der Hauptfeststellung mit den
neubewertungen soll und muss eine aufgabe der
landesfinanzverwaltung bleiben. die neuen grund-
steuerwerte für die rund 36 millionen wirtschaftli-

chen einheiten sind bis ende des Jahres 2023 zu er-
mitteln. nur dann haben die städte und gemeinden
ausreichend Zeit, ihre grundsteuerhebesätze anzu-
passen. 
bewertungsstichtag für die erste Hauptfeststellung
nach neuem recht ist der 1. Januar 2022. danach ist
eine neue Hauptfeststellung alle sieben Jahre vorge-
sehen. Jeder grundsteuerpflichtige wird zunächst ei-
ne - einfache - steuererklärung abgeben müssen.
Künftig soll dies dann weitestgehend automations-
gestützt erfolgen.

Dreistufiges Verfahren am dreistufigen Verfah-
ren zur ermittlung der grundsteuer wird festgehal-
ten. Zunächst ermitteln die finanzämter den grund-
steuerwert, auf den dann eine steuermesszahl
angewendet wird. anschließend wendet jede ge-
meinde individuell ihren eigenen Hebesatz an (siehe
abb. 1,  s. 7). auch in Zukunft werden die kommunalen
steuerämter also nicht den grundbesitz bewerten
müssen. 
die neue bundeseinheitliche steuermesszahl, die ge-
genwärtig grundsätzlich noch bei 0,35 Prozent liegt,
wird stark auf nur noch 0,034 Prozent abgesenkt.
dies dürfte dazu führen, dass die mehrzahl der ge-
meinden ihren grundsteuerhebesatz werden anhe-
ben müssen, um den status quo des grundsteuer-
aufkommens zu wahren. diesen effekt lehnt der
deutsche städte- und gemeindebund ab. er fordert

Florian Schilling ist 
referatsleiter für
Kommunalfinanzen
des deutschen 
städte- und gemein-
debundes 
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eine revisionsklausel für die steuermesszahl, damit
die gemeindlichen Hebesätze soweit wie möglich
stabil gehalten werden können.
einige bundesländer ziehen in erwägung, nach ab-
schluss der neubewertungen gemeindescharf
grundsteuerhebesätze als empfehlung zu veröffent-
lichen. dadurch soll aktiv zum Ziel der aufkommens-
neutralität der grundsteuerreform und deren Ver-
mittelbarkeit beigetragen werden. 
solche empfohlenen richthebesätze dürfen aus sicht
des deutschen städte- und gemeindebundes keinen
eingriff in die kommunale selbstverwaltung darstel-
len. es muss möglich bleiben, dass aus anderen grün-
den als der grundsteuerreform die gemeinden ihren
grundsteuerhebesatz anpassen können, zum bei-
spiel um einen beitrag zum Haushaltsausgleich zu
leisten oder von der bürgerschaft gewünschte weite-
re investitionen in die kommunale infrastruktur täti-
gen zu können.

Grundsteuer A die ermittlung des land- und forst-
wirtschaftlichen Vermögens erfolgt über ein typisier-
tes ertragswertverfahren. Wohn- oder gewerblichem
Zweck dienende gebäude land- und forstwirtschaft-
licher betriebe werden künftig über die grundsteuer
b veranlagt. man geht hier von einer aufkommens-
verlagerung von rund 100 millionen euro von der
grundsteuer a zur grundsteuer b aus.
maßgeblich für den reinertrag sind die fläche und
die nutzungsart. Je nutzungsart ist ein festbetrag je
flächeneinheit festgesetzt. die summierten reiner-
träge werden dann mit einem einheitlichen faktor
kapitalisiert. auf diesen grundsteuerwert findet
dann zunächst die steuermesszahl und dann der ge-
meindliche Hebesatz anwendung.
standortflächen von Windkraftanlagen auf land- und
forstwirtschaftlich genutzten flächen sollen künftig
immer der grundsteuer a zugerechnet werden. diese
flächen werden dabei mit einem erhöhenden bewer-
tungsfaktor berücksichtigt. 

Grundsteuer B bei der grundsteuer b ist zunächst
zwischen unbebauten und bebauten und dann der
nutzungsart zu unterscheiden. das grundvermögen
unbebauter grundstücke ergibt sich aus dem Pro-
dukt von grundstücksfläche und bodenrichtwert
(siehe abb. 2). 
der grundsteuerwert bebauter Wohngrundstücke
wird nach dem ertragswertverfahren ermittelt und
setzt sich aus einer boden- und einer gebäudekom-
ponente zusammen. die bodenkomponente resul-
tiert aus der fläche und dem abgezinsten bodenricht-
wert. durch die abzinsung soll unter anderem
sichergestellt werden, dass die bodenrichtwerte
nicht treibender faktor der letztlichen grundsteuer-
höhe werden. 
maßgebend für die bewertung der gebäudekompo-
nente ist neben der fläche die durchschnittliche mo-

natliche nettokaltmiete. gebäudeart, Wohnfläche
und baujahr werden dabei miteinbezogen (siehe ta-
belle s. 8). Zur berücksichtigung von mietniveauun-
terschieden zwischen gemeinden eines landes wird
es Zu- oder abschläge in abhängigkeit von der jewei-
ligen mietstufe geben. diese reichen von 22,5 Prozent
für mietniveaustufe 1 bis 32,5 Prozent für mietniveau-
stufe 6 und höher.
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nem dreistufigen
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wird zwischen un-
bebauten und be-
bauten und dann
der Nutzungsart

unterschieden

SC
H

AU
BI

LD
: D

ST
G

B
SC

H
AU

BI
LD

: D
ST

G
B

Die Grundsteuer
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auf den so ermittelten grundsteuerwert findet dann
wie gewohnt die bundeseinheitliche steuermesszahl
anwendung. dabei ist zu beachten, dass das gesetz
einen abschlag bei der steuermesszahl um 25 Pro-
zent bei sozialem Wohnungsbau und kommunalem
oder genossenschaftlichem Wohnen vorsieht. ein-
schränkend muss jedoch darauf hingewiesen wer-
den, dass der messzahl-abschlag für kommunale
Wohnungsunternehmen einen gewinnabführungs-
vertrag mit der jeweiligen eigentümer-gemeinde vo-
raussetzt. 
leider hat der gesetzgeber hier eine vom deutschen
städte- und gemeindebund geforderte anpassung
an die gegebenheiten vor ort versäumt. ein solcher
gewinnabführungsvertrag liegt in der regel auf
kommunaler ebene nämlich nicht vor. Hier muss da-
her noch nachgesteuert werden. 
ergänzend zum gesetzesentwurf hat der bundestag
eine ermäßigung der steuermesszahl um zehn Pro-
zent für bebaute grundstücke beschlossen, sofern
sich auf dem grundstück baudenkmäler im sinne des
jeweiligen landesdenkmalschutzgesetzes befinden.
bei bebauten nichtwohngrundstücken kommt ein
typisiertes sachwertverfahren zur anwendung. die
bodenkomponente ergibt sich aus der grundstücks-
fläche und dem bodenrichtwert. der Wert des ge-
bäudes wird anhand der fläche und der durch-
schnittlichen normalherstellungskosten ermittelt,
die sich wiederum nach gebäudeart und baujahr
unterscheiden.

Bewertung aus kommunaler Sicht mit der ent-
scheidung des bundesgesetzgebers wurde endlich
der Weg für die notwendige reform der grundsteu-
er geebnet. ansonsten wären den gemeinden über
14,5 milliarden euro grundsteuereinnahmen im Jahr
weggefallen - gleichbedeutend mit einer kommu-
nalen finanzkrise ohne beispiel. 
das reformmodell selbst sowie die grundgesetzän-
derungen zur gesetzgebungskompetenz und länd-

eröffnungsklausel sind als nötiger politischer Kom-
promiss zu sehen, um die grundsteuer auf eine
neue rechtssichere basis zu stellen. eine bundesein-
heitliche lösung ohne länderöffnungsklausel wäre
im sinne der einheitlichkeit vorzugswürdig gewe-
sen, der nun beschlossene Kompromiss stellt aber
einen gangbaren Weg dar. Positiv hervorzuheben
ist, dass das reformmodell Wertkomponenten aus
grundstücksfläche und gebäude umfasst. dies er-
höht die nachvollziehbarkeit wie gerechtigkeit der
steuer.
mit der Verkündung des reformgesetzes im bundes-
gesetzblatt greift die zweite frist des bundesverfas-
sungsgerichts zur umsetzung. bis ende 2024 kön-
nen übergangsweise noch die alten einheitswerte
angewendet werden. ab dem 1. Januar 2025 muss
die grundsteuer dann nach neuem recht erhoben
werden. 
die landesfinanzverwaltungen sind aufgefordert,
das neue bewertungs- und grundsteuermodell zü-
gig umzusetzen. Zur erledigung dieser gewaltigen
aufgabe müssen die Personal- und sachkapazitäten
von den bundesländern dringend angepasst und ge-
stärkt werden. abweichende länderregelungen
werden die gewünschte bundeseinheitliche digita-
lisierung der grundbesteuerung weiter erschweren,
aber auch dieser Herausforderung wird man sich in
den ländern nun stellen müssen.
damit die städte und gemeinden ihre Hebesätze
rechtzeitig anpassen können und die bundesein-
heitliche steuermesszahl evaluiert und gegebenen-
falls nachjustiert werden kann, sind die neubewer-
tungen bis ende 2023 abzuschließen. das Ziel der
digitalisierung der grundsteuer darf dabei nicht aus
dem blick verloren werden. die gemeinden müssen
rechtzeitig die neuen grundsteuermessbescheide
digital und mit den nötigen formaten und schnitt-
stellen von der landesfinanzverwaltung so übermit-
telt bekommen, dass sie diese weiterverarbeiten
und die neuen grundsteuerbescheide generieren
können. Zudem müssen die gemeinden Zugang zu
den bewertungsdaten der neuen grundsteuermess-
bescheide bekommen, um diese entsprechend er-
klären und nachhalten zu können. ◼

Unter die Grund-
steuer A fallen
zukünftig nur
noch Flächen für
die Land- und
Forstwirtschaft
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Reform der Grundsteuer – 
der bayerische Weg 
Im Gegensatz zu anderen Bundesländern will der Freistaat
Bayern für die Berechnung der Grundsteuer B die Größe des
Grundstücks und der Bebauung als entscheidenden Faktor
für die Berechnung heranziehen 

Hans-Peter Mayer ist
direktor beim bayeri-
schen gemeindetag 

DER AUTOR

die reform der grundsteuer hat bund, länder
und Kommunen mehr als 20 Jahre beschäf-
tigt. es wurden verschiedenste modelle und

ansätze auf allen ebenen zum teil kontrovers disku-
tiert. erkennbar war im laufe der diskussion, dass ei-
ne politische lösung nicht ohne weiteres erfolgen
wird. alle am diskussionsprozess beteiligten ebenen
hofften auf eine entscheidung des bundesverfas-
sungsgerichts zu dieser thematik, um zu einem er-
gebnis zu kommen.  
bereits im Vorfeld der letzten initiativen zur reform
der grundsteuer hat der damalige finanzminister
und heutige ministerpräsident des freistaats bayern
darauf Wert gelegt, dass - abgeleitet aus der födera-
lismusreform eins und zwei - ein steuerwettbewerb
zwischen den ländern eröffnet wird. dabei lag das
augenmerk des freistaats bayern insbesondere auf
der erbschaftssteuer und der grundsteuer. 

Haltung des Freistaates nachdem auch die ini-
tiative der länder über den bundesrat in der letzten
Periode des deutschen bundestags gescheitert ist,
hat das bundesverfassungsgericht in seiner entschei-
dung vom 10. april 2018 die grundsteuer als verfas-
sungswidrig und mit dem grundgesetz nicht verein-
bar erklärt. der freistaat bayern hat in der daraufhin
einsetzenden diskussion sehr früh darauf hingewie-
sen, dass die gesetzgebungskompetenz des bundes
fraglich sei. für den fall, dass eine grundgesetzände-
rung erforderlich werden würde, hat der freistaat zu-
dem angekündigt, dass bayern einen solchen Weg
nur mitgehen werde, wenn auch eine länderöff-
nungsklausel eingeführt wird, die es den ländern er-
möglicht, von einer bundesregelung abzuweichen.  
aus bayerischer sicht war es deshalb erfreulich, dass
eine einigung dahingehend erreicht werden konnte,
dass zum einen eine Verfassungsänderung verein-
bart wurde, mit der dem bund die konkurrierende ge-
setzgebung übertragen und gleichzeitig eine länder-
öffnungsklausel aufgenommen wurde, die es den
ländern ermöglicht, von der bundesregelung abzu-
weichen.  

Position des Gemeindetags der bayerische ge-
meindetag hat sich von anfang an aus der modelldis-
kussion herausgehalten. Wir haben aber über unsere
gremiumsbeschlüsse ganz klare Positionen formuliert.  

• es muss sichergestellt werden, dass die grundsteu-
er von den bayerischen Kommunen auch über den 
1. Januar 2020 hinaus erhoben werden kann.  

Der Freistaat 
Bayern nutzt die
Länderöffnungs-
klausel und geht
bei der Grund-
steuer einen 
eigenen Weg  
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• es ist sicherzustellen, dass das gewählte modell im
einklang mit dem grundgesetz und der bayerischen
Verfassung steht, um zu vermeiden, dass die grund-
steuer als eine der wichtigsten einnahmen der Kom-
munen nicht mehr erhoben werden kann.  

• das künftige modell muss rechtssicher und mit ei-
nem angemessenen Verwaltungsaufwand vollzo-
gen werden können. es muss so transparent sein,
dass es auch die bürgerinnen und bürger verstehen
und akzeptieren.  

• das gemeindliche Hebesatzrecht darf nicht ange-
tastet werden. mindest- und Höchsthebesätze wer-
den abgelehnt.  

• am zweistufigen Verfahren - messbescheide durch
die finanzverwaltung sowie grundsteuerbescheide
durch die Kommunen - ist festzuhalten.  

• die bayerischen Kommunen fordern eine grund-
steuer C für unbebaute grundstücke im innenbe-
reich, die aber grundsätzlich bebaubar wären - aber
mit der ergänzung, dass das Kriterium „Vorliegen ei-
nes angespannten Wohnungsmarkts“ entfällt.  

Das bayerische Modell im Vorfeld kam es zu
zwei intensiven gesprächen auf arbeitsebene und
einem spitzengespräch, an dem die Präsidenten der
kommunalen spitzenverbände in bayern, der fi-
nanzminister und der bayerische Wirtschaftsminis-
ter teilgenommen haben. Zielsetzung für die baye-
rischen Kommunen ist, dass die einnahmen aus der
grundsteuer, die bei rund 1,8 milliarden euro liegen,
auch in Zukunft in dieser Höhe erhoben werden
können.  
daneben haben wir von anfang an darauf hinge-
wiesen, dass es in bayern durchaus Kommunen ge-
ben kann, die ihre einnahmen aus der grundsteuer
erhöhen müssen, weil zum beispiel die straßenaus-
baubeiträge abgeschafft wurden und die getroffe-
nen Kompensationsregelungen im einzelfall bei
weitem nicht den anliegeranteil ersetzen. Klarge-
stellt wurde in diesem Zusammenhang aber auch,
dass solche erhöhungen sich nicht aus dem system-
wechsel ergeben, sondern aus der gesamtbetrach-
tung der finanziellen situation einer gemeinde.  
der freistaat bayern bereitet derzeit einen entwurf
für ein in sich geschlossenes und umfassendes re-
gelwerk auf der basis der länderöffnungsklausel
vor. es ist von einem gesetz mit etwa 70 artikeln
auszugehen. darin werden sowohl bewertungsfra-
gen aber auch die berechnungsgrundlagen sowie
das dazugehörige besteuerungsverfahren geregelt
werden.  
der gewählte ansatz ist nach bewertung des fi-
nanzministeriums verfassungsgemäß, dies sehen
auch führende Verfassungsrechtler so. in dem noch
vorzulegenden entwurf wird die bewertung des
grundvermögens neu geregelt. die lastenvertei-
lung soll nach dem flächengedanken erfolgen. im
Wesentlichen wird ein rückgriff auf das bisherige

bewährte grundsteuerverfahren erfolgen. es wird
jedoch auf die neue systematik angepasst werden.

Grundsteuer A bei der grundsteuer a werden die
regelungen, die der entwurf des bundes enthält,
ohne Änderungen mit allen Konsequenzen über-
nommen - einschließlich der vorgesehenen anla-
gen. im grundsatz wird das ertragswertverfahren
zur anwendung kommen. dies ist insbesondere
notwendig, um den besonderheiten der besteue-
rung der landwirtschaft, aber auch die einbindung
in das einschlägige sozialversicherungssystem zu
gewährleisten.  

Grundsteuer B bayern wird ein flächenmodell auf
der basis des Äquivalenzgedankens umsetzen. die
grundsätzliche berechnung beruht auf der formel:
fläche x Äquivalenzzahl x Hebesatz = grundsteuer b.
bei der fläche wird sowohl die fläche des grund und
bodens wie auch die gebäudefläche mit unter-
schiedlichen Äquivalenzzahlen eingerechnet wer-
den. bei den gebäudeflächen wird eine unterschei-
dung zwischen Wohngebäuden und sonstigen
gebäuden vorgenommen. angedacht ist, dass bei
nicht Wohnzwecken 20 Prozent einer solchen nut-
zung als unbeachtlich gelten sollen, während misch-
nutzungen von 21 bis 80 Prozent eigenständig gere-
gelt werden.  
bei den Wohngebäuden soll auf die Wohnflächenver-
ordnung des bundes bezug genommen, während bei
sonstigen gebäuden die nutzfläche nach der din 277
berechnet werden sollen. die bisher diskutierten
Äquivalenzzahlen für grund und boden betragen
zwei Cent pro Quadratmeter. die Wohnfläche fließt
mit 20 Cent pro Quadratmeter und die nicht-Wohn-
fläche mit 40 Cent pro Quadratmeter ein. bei einem
1.000 Quadratmeter großem grund und boden, einer
Wohnfläche von 250 Quadratmeter und einem Hebe-
satz von 350 Prozent würde sich nach würde sich nach
der formel eine grundsteuer von 245 euro pro Jahr
ergeben. 
die bisherigen Äquivalenzzahlen stellen dabei nur ei-
nen ersten Vorschlag dar. sie werden derzeit über-

Ziel des bayerischen
Modells ist es, eine Er-
höhung der Grund-
steuer zu vermeiden 
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prüft. unser anliegen ist, dass die Äquivalenzzahlen
so festgesetzt werden, dass nicht alle gemeinden im
Jahr 2024 zu einer erhöhung der Hebesätze kommen
müssen, um die gleichen einnahmen aus der grund-
steuer zu erzielen.  

Verfahren es wird ein einheitliches Verfahren für
alle grundstücke geben. das bisherige zweistufige
Verfahren aus finanzverwaltung und Kommune
bleibt bestehen. für den 1. Januar 2022 ist eine Haupt-
feststellung vorgesehen. für die grundsteuer b wird
in Zukunft keine weitere Hauptfeststellung vorge-
nommen. anders bei der grundsteuer a, hier gelten
die gleichen regelungen wie beim bund mit Haupt-
feststellungen alle sieben Jahre. 
in bayern wird es rund sechs millionen fälle geben,
die zu bearbeiten sind. erste schätzungen gehen in
der anfangsphase von einem stellenmehrbedarf im
hohen dreistelligen bereich aus, der aber deutlich ge-
ringer ausfällt als beim bundesmodell.  

Offene Fragen erfolgt die Übernahme der grund-
steuer C in bayerisches recht? Hier gibt es innerhalb
der Koalition noch keine einigung. Während die spit-
zenverbände darauf bestehen, dass die grundsteuer
C übernommen wird, steht der finanzminister dem
Vorschlag positiv gegenüber, während der Koalitions-
partner hier noch bedenken hat, die im Zuge der ab-
stimmung innerhalb der staatsregierung noch zu lö-
sen sind.  
Weiteres thema ist die Zonierung von Hebesätzen.
dies könnte sich der finanzminister vorstellen. die
kommunalen spitzenverbände in bayern lehnen je-
doch verbandsübergreifend eine Zonierung der He-
besätze ab.  
beim thema der Windenergie-anlagen orientiert sich
bayern am Vorgehen des bundes und stellt die Über-
legungen zurück.  

Weiteres Vorgehen nach der Kommunalwahl, die
in bayern am 15. märz 2020 stattgefunden hat, soll ei-
ne befassung im ministerrat erfolgen. bis dahin sind
die noch offenen fragen innerhalb der staatsregie-
rung zu klären. anschließend wird das gesetzge-
bungsverfahren eingeleitet und die anhörung der
kommunalen spitzenverbände stattfinden.  
erst nach befassung des ministerrats wird ein kon-
kreter entwurf vorliegen, der dann in den Verbands-
gremien auch abschließend diskutiert werden kann.
Ziel ist, das gesetzgebungsverfahren bis zum Jahres-
ende 2020 abzuschließen, um dann die Vorberei-
tungsarbeiten für die Hauptfeststellung durchführen
zu können. die Hauptfeststellung einschließlich des
erlasses der grundsteuermessbescheide soll bis ende
des Jahres 2023 abgeschlossen sein.  
im Jahr 2024 wären dann auf gemeindlicher ebene
die festsetzungen der Hebesätze und die Vorberei-
tung des erlasses der grundsteuerbescheide vorzu-
nehmen, damit zum 1. Januar 2025 die grundsteu-
ern nach dem neuen system erhoben werden kann.  

Fazit und Ausblick auch wenn noch nicht alle
fragen abschließend geklärt sind, gehen wir davon
aus, dass die bayerische lösung termingerecht auf
den Weg gebracht werden wird. Wir halten unver-
ändert an unserer forderung fest, dass die bayeri-
sche regelung verfassungskonform auszugestalten
ist. gleichwohl ist uns bewusst, dass nicht nur die
bundesregelung, sondern auch die bayerische re-
gelung über kurz oder lang vom bundesverfas-
sungsgericht zu behandeln ist. 
für die bundesregelung gibt es erste gutachten, die
die Verfassungsmäßigkeit in frage stellen. Wir ge-
hen jedoch davon aus, dass der freistaat bayern sich
seiner Verantwortung gegenüber den städten,
märkten und gemeinden bewusst ist und alles da-
ransetzen wird, eine verfassungskonforme rege-
lung zu erlassen. die weiteren entwicklungen blei-
ben abzuwarten. für die bayerischen Kommunen
ist und bleibt die grundsteuer eine unverzichtbare
einnahme, die unmittelbar durch die Kommune
selbst gesteuert werden kann.
Wir hoffen, dass die Hebesätze aufgrund des neuen
systems nicht flächendeckend in bayern angehoben
werden müssen. sollte dies der fall sein, wird es
auch erforderlich sein, die stellschrauben des Kom-
munalen finanzausgleichs in bayern zu überprü-
fen, um nicht gewollte umverteilungseffekte zu ver-
meiden. ◼

In Bayern wird es rund sechs 
Millionen Fälle geben, die zu 
bearbeiten sind
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München - hier ein Blick
auf den Viktualienmarkt -
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Mit der Grundsteuer C können Städte und Gemeinden ab dem Jahr 2025 für
unbebaute, baureife Grundstücke einen erhöhten Hebesatz festlegen

Mit neuer Steuer gegen den
Wohnungsmangel? 

im rahmen der reform der grundsteuer ende des
Jahres 2019 wurde auch ein gesetz zur Änderung
des grundsteuergesetzes zur mobilisierung von

baureifen grundstücken für die bebauung beschlos-
sen. mit der damit einhergehenden einführung einer
sogenannten grundsteuer C erhalten die städte und
gemeinden ein weiteres instrument, um aus städte-
baulichen gründen der grundstückspekulation ent-
gegenwirken zu können und anreize für die bebau-
ung baureifer grundstücke zu setzen.
die grundsteuer C ist aber kein allheilmittel, sondern
lediglich ein Werkzeug von vielen, um der Wohnungs-
knappheit in boom-regionen Herr zu werden. es darf
auch nicht vergessen werden, dass die grundsteuer
C von städten und gemeinden erst zum Jahr 2025
eingeführt werden kann.

Fehlende Wohnungen in deutschland haben wir
aktuell einen bedarf an rund 350.000 bis 400.000
neuen Wohnungen pro Jahr. dem kommen die im
Jahr 2018 genehmigten 347.300 Wohnungen zwar
sehr nahe, doch entscheidend sind nicht die geneh-
migten, sondern die letztlich fertiggestellten Woh-
nungen. und hier waren es 2018 dann „nur“ 287.000
Wohnungen. folge sind stark steigende mieten in at-

traktiven und stark nachgefragten städten und ge-
meinden.
um den oft titulierten „mietenwahnsinn“ zu stop-
pen, muss zum einen mehr und schneller gebaut wer-
den, zum anderen müssen überflüssige standards,
die das bauen immer weiter verteuert haben, redu-
ziert werden. ein instrument zur mobilisierung von
bauland kann dabei die grundsteuer C sein. auch in
kleineren städten und gemeinden gibt es Probleme
auf dem Wohnungsmarkt, auch dort wird die grund-
steuer C als instrument einsetzbar sein. um einen
möglichst großen effekt erzielen zu können, wird es
sinnvoll und nötig sein, die grundsteuer C mit ande-
ren instrumenten gemeinsam einzusetzen.

Erhebung ab 2025 die neue grundsteuer C wird
nach dem stand der dinge erstmals im Jahr 2025 er-
hoben werden können. eine frühere einführung wäre
mit blick auf den akuten Wohnraumbedarf zwar
wünschenswert, stünde verfassungsrechtlich aber
auf zu dünnem eis.
schließlich hat das bundesverfassungsgericht im
april 2018 das bewertungsrecht und damit die darauf
basierende grundbesteuerung aufgrund von über
Jahrzehnte hinweg entstandener Werteverzerrung

Florian Schilling ist 
referatsleiter für
Kommunalfinanzen
des deutschen 
städte- und gemein-
debundes 

DIE AUTOREN

Uwe Zimmermann
ist stellvertretender
Hauptgeschäftsführer
des deutschen 
städte- und gemein-
debundes

Die neue Grundsteuer C
soll dabei helfen, den 

immer größer werden-
den Wohnraumbedarf

schneller zu decken
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für die Zeit nach dem 1. Januar 2002 für unvereinbar
mit art. 3 abs. 1 grundgesetz erklärt. eine fortgeltung
des bestehenden rechts bis spätestens 31. dezember
2024 wurde nur aufgrund der enormen fiskalischen
bedeutung der grundsteuer für die Kommunen ge-
währt.
die neue grundsteuer C - die steuerfachlich und fi-
nanzverfassungsrechtlich keine neue steuer ist, son-
dern nur ein neuartiges besonderes Hebesatzrecht
darstellt - würde bei einer früheren einführung auf
den veralteten und letztlich für verfassungswidrig er-
klärten einheitswerten beruhen. dass bei der grund-
steuer C die fortgeltungsanordnung des bundesver-
fassungsgerichts greifen würde, kann angezweifelt
werden.

Anwendbarkeit der Steuer die beschlossene ge-
setzliche regelung zur grundsteuer C eröffnet städ-
ten und gemeinden die möglichkeit, aus städtebau-
lichen gründen auf baureife, aber unbebaute
grundstücke einen höheren Hebesatz anwenden zu
können. unbebaute grundstücke sind nach § 246 be-
wertungsgesetz grundstücke, auf denen sich keine
benutzbaren gebäude befinden oder etwaige ge-
bäude auf dauer keiner nutzung zugeführt werden
können.
Hierzu zählen auch zerstörte oder zerfallene gebäu-
de, wenn auf dauer kein benutzbarer raum vorhan-
den ist. Wird ein gebäude in bauabschnitten errich-
tet, ist der bezugsfertige teil bereits als benutzbares
gebäude anzusehen. baureif sind diese grundstü-
cke, wenn diese „nach lage, form und größe und ih-
rem sonstigen tatsächlichen Zustand sowie nach öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften sofort bebaut
werden könnten“. dies gilt unbeachtlich einer sofor-
tigen bebauung entgegenstehender zivilrechtlicher
gründe oder einer noch nicht erteilten baugeneh-
migung.

Keine Gebietseinschränkung besonders her-
vorzuheben ist, dass alle städte und gemeinden
aus „städtebaulichen gründen“ auf baureife
grundstücke einen erhöhten Hebesatz anwenden
können. der vom bundeskabinett ursprünglich be-
schlossene gesetzesentwurf sah noch eine ein-
schränkung der anwendung der grundsteuer C auf
„gebiete mit besonderem Wohnraumbedarf“ vor.
der bundesgesetzgeber ist der Kritik des deutschen
städte- und gemeindebundes an dieser wenig ziel-
führenden einschränkung gefolgt.
Zu städtebaulichen gründen zählen insbesondere die
deckung eines erhöhten bedarfs an Wohn- und ar-
beitsstätten sowie gemeinbedarfs- und folgeeinrich-
tungen, die nachverdichtung bestehender siedlungs-
strukturen wie die stärkung der innenentwicklung.
durch die erweiterung des anwendungsbereiches
kann die grundsteuer C auch für kleinere gemeinden
ein interessantes stadtplanerisches instrument sein.

Zonierung auf Gebiete Positiv ist ferner, dass eine
Zonierung der grundsteuer C auf bestimmte gebiete
der stadt oder gemeinde möglich ist. eine Zonierung
ist im Übrigen auch vorgeschrieben, sofern die von
der stadt oder gemeinde bestimmten städtebauli-
chen gründe nur für einen bestimmten stadt- oder
gemeindeteil vorliegen. grundsätzlich gilt, dass der
teil, wo die grundsteuer C angewendet werden soll,
mindestens zehn Prozent des gesamten stadt- oder
gemeindegebiets ausmacht.
mit dem gesetz zur Änderung des grundsteuergeset-
zes zur mobilisierung von baureifen grundstücken für
die bebauung kann die jeweils örtlich zuständige stadt
oder gemeinde ab dem Jahr 2025 nach pflichtgemä-
ßen ermessen darüber entscheiden, ob aus städtebau-
lichen gründen eine sogenannte grundsteuer C auf
baureife grundstücke erhoben und welche steuerliche
belastung im rahmen der verfassungsmäßigen Vor-
gaben den betroffenen grundstückseigentümern auf-
erlegt werden soll.
die städtebaulichen erwägungen sind durch die
stadt oder gemeinde in einer allgemeinverfügung
nachvollziehbar darzustellen und die Wahl des ge-
biets, auf das sich der gesonderte Hebesatz beziehen
soll, ist zu begründen1. der besondere Hebesatz für
die grundsteuer C ist in der gesetzlichen regelung
nach oben nicht limitiert. begrenzungen für diesen
werden den allgemeinen steuerrechtlichen Prinzi-
pien, insbesondere dem Übermaßverbot folgen.

 
 

  

Grundstückseigentü-
mer, deren Bauland

bisher brachlag, 
sollen zum Verkauf

animiert werden
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Die Grundsteuer C
kann auch in 
kleineren Städten
und Gemeinden 
eingesetzt werden
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1 vgl. hierzu auch btdrs. 19/16698
v. 22.01.2020 
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Frage der Verfassungsmäßigkeit schon heute
ist - verfassungsrechtlich - umstritten, ob die
grundsteuer C den gerichtlichen Prüfungen stand-
halten wird. dafür spricht jedoch einiges. es gibt
rechtshistorisch in der bundesrepublik deutsch-
land ein Vorbild für die neue grundsteuer C. in den
Jahren 1961 und 1962 wurde von den städten und
gemeinden die sogenannte baulandsteuer erho-
ben, die dann allerdings wieder abgeschafft wur-
de2. der bundesfinanzhof hatte mit urteil vom 19.
april 19683 die Vorschriften über diese bauland-
steuer für die Jahre 1961 und 1962 als verfassungs-
gemäß angesehen. eine entscheidung des bundes-
verfassungsgerichts in der sache blieb aus, da die
steuer aufgehoben wurde, noch bevor ein Verfah-
ren beginnen konnte4.
das gesetz zur Änderung des grundsteuergesetzes
zur mobilisierung von baureifen grundstücken für
die bebauung, mit dem die grundsteuer C eingeführt
wird, ermöglicht den städten und gemeinden auf
der grundlage einer gleichheitsgerechten neube-
wertung des grundbesitzes diese steuer zu erheben.

Vom rechtlichen bestand der grundsteuer C wird
man ausgehen können. ob sie die gewünschten
städtebaulichen Zielsetzungen - rechtzeitig - wird er-
füllen können, wird die Praxis zeigen müssen. ◼

2 vgl. die Parlamentsdokumentation, u. a. schriftlicher bericht des finanz-
ausschusses über den von der fraktion der fdP eingebrachten entwurf
eines gesetzes zur Änderung des bundesbaugesetzes - bundestagsdruck-
sache iV/924 - v. 23.04.1964, zu bundestagsdrucksache iV/2142, sowie
stenografischer bericht über die 64. sitzung des deutschen bundestages,
bonn, 13. 03.1963, s. 2996 ff., Plenarprotokoll-nr.: iV/64, sowie die 124. sit-
zung des deutschen bundestages, bonn, 29. 04.1964, s. 5973 f., Plenarpro-
tokoll-nr.: iV/124, aktuell btdrs. 19/16698 
3 urteil des bundesfinanzhofes v. 19.04.1968 - iii r 78/67 - 
4 bVerfg-beschluss v. 17.12.1968 - 1 bvr 533/68 

Im Online-Portal Integration des Städte- und Gemeindebundes
NRW unter www.kommunen.nrw/integration tauschen sich die
360 Mitgliedskommunen des Verbandes über ihre Integrations-
und Flüchtlingsarbeit aus. Die Plattform dient als Informations-
börse wie auch als Diskussionsforum.

Mehrsprachige Informationen zum Coronavirus  
damit möglichst alle bürgerinnen und bürger wissen, worauf es
im umgang mit dem Coronavirus ankommt, empfiehlt es sich,
mehrsprachig zu informieren. mehrere Quellen bieten dafür ge-
eignetes material zum download an. dazu zählen insbesondere
der internetauftritt der integrationsbeauftragten der bundesre-
gierung unter www.integrationsbeauftragte.de, das von ge-
flüchteten betriebene Portal www.handbookgermany.de und
die sonderseite des landes www.land.nrw/corona. Weitere
empfehlungen sind für mitgliedskommunen im Portal integra-
tion aufbereitet.  

Flexibel kommunizieren in Altena 
Wegen der Coronakrise sind die rathaustüren in der regel für
den Publikumsverkehr geschlossen. insbesondere fremdspra-
chige menschen leiden unter dem mangel an austausch und be-
gegnung. um den Kontakt zu geflüchteten weiterhin verlässlich
aufrechterhalten zu können, hat die stadt Altena die Kommu-
nikation weitgehend auf das smartphone verlegt und informiert
mithilfe einer arabisch und kurdisch sprechenden Kollegin mehr-
sprachig über neue regeln des Zusammenlebens und die folgen
der Pandemie. Persönliche beratung findet in einzelchats statt.
das angebot wird dankbar angenommen. 

Neuer Leitfaden zum Umgang mit Problemimmobilien 
Problemimmobilien sind in vielen städten und gemeinden
eine große Herausforderung für die entwicklung von Quartie-
ren und ortsteile. ein neuer leitfaden des bundesinstituts für
bau-, stadt- und raumforschung (bbsr) zeigt, wie Kommunen
derartige gebäude aufwerten oder beseitigen können. er the-
matisiert die aktuellen rechtlichen regelungen und stellt an-
wendungsbeispiele aus unterschiedlich großen städten und
gemeinden vor. die arbeitshilfe richtet sich sowohl an Verant-
wortliche in den stadtverwaltungen als auch an weitere ak-
teure wie immobilienunternehmen und bürgerschaftliche
gruppen. die broschüre ist unter www.bbsr.bund.de im be-
reich Veröffentlichungen / sonderveröffentlichungen als Pdf
zum kostenlosen download zu finden. 

Vielfalt von Zuwanderung und Entwicklung ländlicher
Räume 
die Kurz-expertise der robert-bosch-stiftung „Vielfalt von Zu-
wanderung und entwicklung ländlicher räume“ wirft ein
schlaglicht auf unterschiedliche Zuwanderergruppen und ver-
deutlicht, warum es für akteure der lokalen integrationspolitik
handlungsleitend sein sollte, ihre maßnahmen und Ziele auf die
jeweilige gruppe anzupassen. die Kurz-expertise formuliert ab-
schließend Handlungsempfehlungen für einen ganzheitlichen
umgang mit dem thema Zuwanderung auf dem land, die sich
an akteure aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft richten.
ein Pdf steht auf der Homepage der stiftung www.bosch-stif-
tung.de kostenfrei in der rubrik aktuelles/Publikationen zum
download bereit. 

Aktuelles aus dem Online-Portal Integration des StGB NRW

Es gibt rechtshistorisch in der 
Bundesrepublik Deutschland ein 
Vorbild für die neue Grundsteuer C
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Die Besteuerung von Grundbesitz reicht bis in die Antike zurück und ist mit
Ausnahme von Malta heute in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
gelebte Praxis 

Die Grundsteuer – eine Steuer 
mit Geschichte 

steuereinnahmen ermöglichen es dem staat, ele-
mentare aufgaben für das gemeinwesen zu er-
füllen. das moderne Wirtschaftsleben kennt

viele verschiedene steuern. aktuell werden in
deutschland annähernd 40 unterschiedliche steuern
erhoben - von der dem bund zustehenden Kaffee-
steuer über die aufkommensstarke lohnsteuer bis
hin zur sogenannten „sexsteuer“ in verschiedenen
städten und gemeinden. nicht eingerechnet sind da-
bei abgaben wie Zölle, die ebenfalls steuern im sinne
der abgabenordnung darstellen. 
als sogenannte realsteuer knüpft die grundsteuer
an das Vorhandensein einer sache - nämlich des
grundbesitzes - an, ohne dabei auf die persönlichen
Verhältnisse oder die leistungsfähigkeit des eigentü-
mers abzustellen. für die erhebungsberechtigten
Kommunen hat die grundsteuer einen großen stel-
lenwert, da sie wenig anfällig gegenüber konjunktu-
rellen schwankungen und damit für die Haushalte
gut kalkulierbar ist. 

Ursprung in der Antike Verglichen mit vielen an-
deren steuern hat die besteuerung des grundbesit-
zes eine lange tradition. bereits im altertum bei den
Ägyptern, griechen und römern existierten abgabe-
pflichten, die an den grund und boden anknüpften.
der römische staat war indes der erste, der steuerab-

gaben wirklich systematisierte. die älteste, in rom
aufgefundene Vermessungsanweisung aus früh-rö-
mischer Zeit gilt als Zeugnis der ersten Vermessun-
gen zum Zwecke der steuererhebung.1

Von den römern über die alpen gebracht, wurde die
grundbesteuerung auf deutschem boden zunächst
durch grundzehnten und grundzinsen der Kirchen
und grundherren ersetzt. ab dem 13. Jahrhundert
war die sogenannte „bede“ eine in allen deutschen
territorien übliche direkte steuer, die der landesherr
vom bäuerlichen und bürgerlichen grundbesitz er-
hob. dank ihrer anknüpfung an den greifbarsten teil
des Vermögens, den grundbesitz, erlangte die steuer
im Zeitalter der agrarwirtschaft - mit bezeichnungen
wie Hufenschoß, bauernschoß, grundschoß oder
Kontribution - eine beherrschende stellung in den
steuersystemen der territorien.2

mit der ausbildung des Katasterwesens wurden vom
18. Jahrhundert an bei den älteren grundsteuerfor-
men grobe schätzungen des bodenwerts nach dem
flächeninhalt - Hufe und morgen - durch eine Wert-
differenzierung nach Kulturart und bodenqualität
verfeinert. darauf bauten auch die grundsteuerge-
setze im rahmen der einzelstaatlichen ertragsteuer-
systeme des 19. Jahrhunderts auf - zum beispiel die
gesetze in bayern von 1811, Württemberg von 1821,
baden von 1854, und Preußen von 1861. 

Claus Hamacher ist 
beigeordneter für 
finanzen beim städte-
und gemeindebund
nrW 
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1 siehe: brands/gradtke-
Hanzsch/olschewski, 140 Jahre
grundsteuerreform, Vermessung
brandenburg, 2/2001, s. 50 ff. 
2 siehe: Historische entwicklung
der grundsteuer, abhandlung
des Wissenschaftlichen dienstes
des bundestages (Wd 4 -3000 -
026/18). 

Bereits im Alten
Rom musste auf

Grundbesitz eine
Steuer - auch 
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Steuer ab Ende des 19. Jahrhunderts durch die
miquel’sche steuerreform von 1891/1893 wurde die
grundsteuer in Preußen grundsätzlich den gemeinden
überlassen. die finanznot nach dem ersten Weltkrieg
war auslöser für die reichsfinanzreform 1920, durch
die den ländern die ausschöpfung dieser steuer direkt
zur Pflicht gemacht wurde.  
die daraufhin entstehenden unterschiedlichen landes-
regelungen wurden erst bei der realsteuerreform von
1936 durch ein einheitliches grundsteuergesetz abge-
löst. es sprach die erträge allgemein den gemeinden
zu. nach 1945 sind in verschiedenen ländern neue
grundsteuervorschriften erlassen worden, die 1951
durch ein bundeseinheitliches grundsteuergesetz ab-
gelöst wurden. 

Grundsteuer in Europa die besteuerung von
grundbesitz ist keine deutsche besonderheit. Von allen
mitgliedstaaten der europäischen union erhebt allein
malta keine grundsteuer. allerdings ist der anteil der
grundsteuer an der finanzierung der aufgaben der öf-
fentlichen Hand innerhalb der eu sehr unterschiedlich.
setzt man das grundsteueraufkommen ins Verhältnis
zum bruttoinlandsprodukt, liegt deutschland mit 
0,5 Prozent im unteren mittelfeld und auch deutlich
unterhalb des eu-durchschnitts.  
die mit abstand größte bedeutung hat die grund-
steuer im gerade aus der eu ausgeschiedenen groß-
britannien mit rund 3,2 Prozent. in dänemark, frank-
reich, belgien, italien, schweden und irland wird pro
einwohnerin und einwohner eine grundsteuer erho-
ben, die mindestens dem doppelten Pro-Kopf-auf-
kommen in deutschland entspricht. 
eine rechtsvergleichende studie des instituts für fi-
nanzen und steuern (ifst) von 20163 kommt zu dem
ergebnis, dass bei der besteuerung des grundbesit-
zes innerhalb der eu eine sehr große Vielfalt festzu-
stellen sei. insgesamt existierten 56 grundsteuerar-
ten. neben grundsteuerarten, die mit der deutschen
grundsteuer vergleichbar sind, gebe es sehr viele
grundsteuerarten, die erheblich von der deutschen
grundsteuer abweichen. in zahlreichen fällen ließen
sich diese mit den in diesen mitgliedstaaten gelten-
den speziellen Wirtschaftsstrukturen erklären, wie
etwa eine hohe bedeutung des fremdenverkehrs. 
bei einem Viertel der grundsteuerarten ist der steu-
ergegenstand beschränkt auf den grund und boden.
bei zehn beziehungsweise 18 Prozent der grundsteu-
erarten werden nur gebäude besteuert. bei den rest-
lichen 32 der 56 und damit 57 Prozent der grundsteu-
erarten werden sowohl der grund und boden als
auch die sich darauf befindlichen gebäude versteu-
ert.  
Weitere Komponenten wie etwa betriebsvorrichtun-
gen, der gesamte betrieb der land- und forstwirt-
schaft, mobile Wohneinheiten oder im ausland gele-
gene grundstücke werden bei 16 beziehungsweise
29 Prozent der grundsteuerarten einbezogen.  

eine verhältnismäßig große Übereinstimmung besteht
hinsichtlich der aufkommensberechtigung für die
grundsteuer: in 15 eu-mitgliedstaaten fließen die
einnahmen aus der grundsteuer ausschließlich den
städten und gemeinden zu. acht mitgliedstaaten
nehmen eine aufteilung zwischen den Kommunen
und der staatlichen ebene vor, wobei auch in spanien,
der tschechischen republik, frankreich, slowenien
und irland den Kommunen mehr als 99 Prozent des
grundsteueraufkommens zufließen. in italien und
schweden liegt der anteil der Kommunen an der
grundsteuer deutlicher niedriger, beträgt aber im-
mer noch mehr als 50 Prozent. eine aufteilung auf al-
le drei ebenen erfolgt nur in belgien und Österreich,
wobei mit 94,8 Prozent beziehungsweise 89,3 Pro-
zent gleichfalls der weit überwiegende teil der
grundsteuer an die Kommunen geht. ◼

Durch die Römer -
hier der Römische
Hafentempel in 
Xanten - kam die
Grundbesteuerung
auch auf deutschen
Boden 
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In Großbritannien
machen die Einnah-
men aus der Grund-
steuer mehr als drei
Prozent der Wirt-
schaftsleistung aus 
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3 siehe: Claus/nehls/scheffler,
grundsteuern in der europäi-
schen union, ifst-schrift 509
(2016). 
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Die Umsetzung der Grundsteuerreform stellt die Städte und Gemeinden bei der
Kommunikation vor große, aber lösbare Herausforderungen 

Frühzeitig informieren und aufklären 

die umsetzung der zweiten stufe der grund-
steuerreform zu beginn des Jahres 2025 wird
einen echten einschnitt in der Wahrnehmung

dieser steuer bedeuten, zumal es in den kommenden
Jahren um die erst zweite Hauptfeststellung seit be-
stehen der bundesrepublik überhaupt geht. dass es
nach der ersten Hauptfeststellung, die in West-
deutschland auf die Wertverhältnisse des Jahres
1964 abstellt, bislang keine weitere gab, war schließ-
lich auch der wesentliche grund für die vom bundes-
verfassungsgericht festgestellten Wertverzerrun-
gen, die die besteuerung - jedenfalls ab dem Jahr
2002 - haben verfassungswidrig werden lassen.  
Vor diesem Hintergrund muss man sich klar machen,
dass es viele steuerpflichtige gibt, die eine - ursprüng-
lich alle sechs Jahre vorgesehene - Wertanpassung
selbst noch nicht erlebt haben. und aufgrund der
jahrzehntelangen aussetzung eines eigentlich konti-
nuierlich gedachten Prozesses schlägt die Wertent-
wicklung nunmehr ad hoc zu buche. 
Panik und Zorn ändern daran nichts - und sind im
Wesentlichen auch unbegründet. es wäre allerdings
blauäugig zu glauben, dass mit der 2025 stattfinden-
den umstellung der besteuerung nicht auch eine
mehr oder weniger emotionale reaktion vieler steu-
erpflichtiger verbunden wäre. ebenso blauäugig wä-
re aus kommunaler Perspektive die annahme, dass
sich dieses mal ausnahmsweise nicht - wie sonst so
häufig - für die fremde botschaft der bote selbst zu
rechtfertigen hätte: die städte und gemeinden.   

Abwarten bringt nichts für diejenigen, die die-
sen scheinbaren automatismus nicht einfach nur er-
tragen, sondern aktiv gestalten wollen, ist dieser bei-

Carl Georg Müller ist
referent für finan-
zen beim städte-
und gemeinde-
bund nrW 
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trag geschrieben. er ist von dem gedanken getragen,
dass städte und gemeinden nur mit einer realisti-
schen wie resoluten Kommunikationsstrategie in der
lage sein werden, nicht für dinge gerade stehen zu
müssen, auf die sie keinerlei einfluss hatten, und das-
jenige, was sie selbst verantwortet haben, auch
selbstbewusst zu vertreten.  
ohne eine aktive Kommunikation und ein gerüttelt
maß an differenzierung dagegen droht die grund-
steuerreform in einer diffusen Pauschalverantwor-
tung zu verschwimmen. dies nicht hinzunehmen, ist
aufgabe aller kommunalen Verantwortungsträger -
von den Verwaltungen bis zu den ehrenamtsträgern,
ja sogar bis hin zum Parteimitglied und den infor-
mierten bürgerinnen und bürgern. denn eine solch
bedeutende reform (nicht) fair darzustellen, hat rein
gar nichts mit parteipolitischem gezänk und Kalkül,
aber sehr viel mit gelebtem rechtsstaat zu tun.  

Städte und Gemein-
den können kommuni-
zieren, was sich durch
die Reform der Grund-

steuer ändert 
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Kommunikation heute beginnen die grundsteu-
erbescheide, die im Jahr 2025 voraussichtlich erstmals
auf basis der neubewertung ergehen werden, mit ei-
ner verständlichen erläuterung zu versehen, ist sicher-
lich eine gute idee. die kommunikative umsetzung des
neuen rechts bereits von langer Hand vorbereitet zu
haben, ist aber zweifellos vorzugswürdig. auch wenn
die meisten fragen der betroffenen erst im direkten
zeitlichen umfeld der umstellung zu erwarten sind,
werden die antworten eher verstanden werden, wenn
bereits aufklärungsarbeit geleistet wurde.1 

in diesem sinne aktiv zu kommunizieren heißt vor al-
lem, sich dem reformprozess nicht ohnmächtig zu er-
geben. es gilt, das thema - auch „ohne not“ - selbst-
ständig anzusprechen und mit verwandten debatten
zu verknüpfen. die reform wird einen verfassungswid-
rigen Zustand beenden und mehr gerechtigkeit schaf-
fen - warum das thema also nicht positiv besetzen?
Wer nicht erst wartet, bis er von außen mit einem un-
geliebten thema konfrontiert wird, wird vermutlich
entspanntere und aufnahmebereitere Zuhörerinnen
und Zuhörer vorfinden.  
Zugleich bietet sich dabei immer auch die gelegenheit,
für die grundsteuer als solche zu werben, von der - im
gegensatz zu anderen steuern - jeder Cent vor der ei-
genen Haustür ausgegeben wird. ohne sie könnten
schulen, spielplätze und straßen nicht mehr finanziert
werden. der städte- und gemeindebund hat bereits
material erarbeitet, das genutzt werden kann. dazu ge-
hört zum beispiel ein Video auf Youtube, das den sinn
der grundsteuer anschaulich erklärt.  

Positives herausstellen Kern einer gelungenen
Kommunikationsstrategie kann nur sein, die reform
als das herauszustellen, was sie ist: ein notwendiger
schritt hin zu mehr gerechtigkeit! Wäre es denn eine
option gewesen, verfassungswidrige Zustände wei-
terhin zu tolerieren? die Korrektur des bisherigen
war richtig - und längst überfällig.  
Wer im Vergleich zum anderen wie viel zahlt, wird
wieder ins richtige Verhältnis gesetzt. dabei darf
über die mehrbelastungen mancher bürgerinnen
und bürger im Zuge der reform auch nicht vergessen
werden, dass andererseits viele entlastet werden.
Vielleicht beeindruckt den einen oder anderen ja
auch der öffentliche Kraftakt, durch den über 30 mil-
lionen grundstücke in deutschland in kurzer Zeit

neu bewertet werden und ein system für die Zukunft
etabliert wird, das flexibel ist und kontinuierliche
anpassungen an die aktuellen Zustände endlich er-
möglicht. 

Differenzierung vornehmen trotz aller bemü-
hungen wird man sich schließlich jedoch auch gegen
Kritik wappnen müssen. eine reform dieser dimen-
sion bietet so manchem gar eine Projektionsfläche
für sämtlichen ungemach, den sie oder er wegen der
grundbesteuerung als solcher, wegen jeglicher be-
steuerung oder sonstiger staatlicher belastung ganz
allgemein verspürt.  
dabei gerät jedoch leicht aus dem blick, wie wenig
die behörde, deren briefkopf den steuerbescheid
ziert, eigentlich mit der anstehenden reform zu tun
hatte.2 Hier lautet die klare botschaft: die städte
und gemeinden dürfen sich nicht in eine opferrolle
drängen lassen, in der sie nichts verloren haben. er-
neut bieten aktive aufklärung und differenzierung
die besten Chancen für einen fairen Verlauf der din-
ge.  
die liste dessen, worauf die gemeinde keinerlei ein-
fluss hatte, ist lang: sie hat nicht über Jahrzehnte
die gesetzlich vorgeschriebenen Hauptfeststellun-
gen ausgesetzt und damit einen verfassungswidri-
gen Zustand erzeugt. sie muss sich wie alle anderen
dem - richtigen - urteil des bundesverfassungsge-
richts beugen. sie hat sich über ihre Verbände bei
den zähen diskussionen um eine reform konstruktiv
und neutral verhalten.3 sie hat weder das neue recht
beschlossen noch die neubewertung aller grundstü-
cke durchgeführt. an die ergebnisse der neubewer-
tung ist sie gesetzlich gebunden. 
mit dieser aufzählung soll kein „schwarzer-Peter-
spiel“ eröffnet werden. doch wer der stadt oder ge-
meinde vorhält, ein anderes grundsteuermodell wä-
re aus seiner sicht deutlich besser gewesen, spricht
schlicht mit dem falschen adressaten. und wer sich
trotz aufkommensneutraler umsetzung der reform
über mehrbelastungen beschwert, übersieht, dass
die stadt oder gemeinde die bewertung selbst gar
nicht beeinflussen kann, sondern strikt an den mess-
bescheid der finanzämter gebunden ist.4

Fazit natürlich bleibt die grundsteuerreform als the-
ma sperrig und komplex - zumindest die rolle der ei-
genen stadt oder gemeinde dabei lässt sich aber ver-
ständlich erklären. und natürlich bleibt die stadt oder
gemeinde für ihren örtlichen Hebesatz verantwort-
lich. Zugleich ist dies aber der einzige faktor, auf den
sie einfluss nimmt. eine aufkommensneutrale fest-
setzung des Hebesatzes für das Jahr 2025 bedeutet,
dass damit auch der beitrag der stadt oder gemeinde
zur reform „neutralisiert“ wurde.5 Übrig bleibt dann
allenfalls eine erklärungsbedürftigkeit der grundsteu-
erlast als solche. dies ist und bleibt freilich eine dauer-
aufgabe, die nichts mit der reform zu tun hat. ◼

Es kann sinnvoll
sein, sich auch im
Rat der Kommune
mit geeigneten
Kommunikations-
strategien zu be-
fassen 
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1 Über den generellen gegen-
stand und ablauf der reform
muss ohnehin frühzeitig aufge-
klärt werden (vgl. dazu etwa
müller, stgr 9/2019, s. 28 ff.). in-
sofern bietet es sich auch an, die-
se gelegenheiten bereits aktiv
für inhaltliche schwerpunktset-
zungen zu nutzen. 
2 dass die Kommunen immer
wieder fälschlich in den fokus ge-
raten, hat sicherlich damit zu
tun, dass sie es in der regel sind,
die gesamtstaatliche entschei-
dungen vor ort umsetzen müs-
sen. es spielt aber auch eine rol-
le, dass bei ebenenübergreifen-
den Verantwortungskontexten
„der“ bund oder „das“ land mehr
oder weniger gesichts- und form-
lose größen bilden, die schlicht
schlechter zu greifen sind. be-
klagt wird schließlich nur selten
ein akt des gesetzgebers direkt,
sondern regelmäßig erst der Ver-
waltungsakt am ende. 
3 nachzuvollziehen etwa anhand
der Pressemitteilungen und stel-
lungnahmen des deutschen
städte- und gemeindebundes. 
4 außerdem stehen in fällen, in
denen jemand nach umsetzung
der reform und trotz aufkom-
mensneutraler umstellung des
gemeindlichen Hebesatzes deut-
lich mehr steuern zu zahlen hat,
die Chancen gut dafür, dass er
zuvor von den veralteten Werten
profitiert hat: Hätte es seit 1964
regelmäßige Hauptfeststellun-
gen gegeben, würde er mögli-
cherweise schon seit Jahrzehnten
mehr bezahlt haben müssen. 
5 Vorbehaltlich der neuen mög-
lichkeit selbstverständlich, eine
grundsteuer C zu erheben. 



Bürgermeister Christof Sommer:
in der aktuellen Corona-Krise
müssen entscheidungen getrof-
fen werden, die massiv in das le-
ben der menschen eingreifen. in
den Kommunen treffen diese
entscheidungen auf das „echte
leben“, hier müssen die erlasse
und Verordnungen verarbeitet
und umgesetzt werden. der Kri-
senstab der Verwaltung erfüllt
da „die“ zentrale funktion. be-
setzt durch leitende mitarbeiten-
de aus den bereichen recht und
ordnung, Öffentlichkeitsarbeit
und dem bürgermeister läuft
hier zusammen, was reinkommt

und wird entschieden, was raus-
geht. 
die mitarbeiterinnen und mitar-
beiter sind ständig verfügbar, um
zeitnah auf neue erlasslagen und
Verordnungen reagieren zu kön-
nen, informationen zu veröffent-
lichen und Zweifelsfragen zu klä-
ren. der Krisenstab befindet sich
bei der aufnahme, bewertung
und Weitergabe der informatio-
nen im spannungsfeld zwischen
genauigkeit und schnelligkeit.
beides sind wir als Kommunen in
dieser situation den menschen,
der Wirtschaft und dem einzel-
handel vor ort schuldig.

CORONA-KRISE
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Wie Kommunen die Corona-Krise angegangen
sind, beschreiben zwölf bürgermeisterinnen und
bürgermeister aus nordrhein-Westfalen anhand
konkreter Praxisbeispiele 

Kommunen leisten
Außergewöhnliches
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Lippstadt

Krisenstab immer verfügbar

Hattingen

Lieferservice für Bildung und
Kultur
Bürgermeister Dirk Glaser: im Kulturbereich mussten wegen Co-
rona ganze einrichtungen schließen, also mussten in Hattingen
kreative lösungen her: die stadtbibliothek hat einen bestellser-
vice ins leben gerufen. medien werden bestellt und dann um-
weltfreundlich per fahrrad von Kurieren ausgeliefert. möglich ist
das durch eine Kooperation mit dem allgemeinen deutschen
fahrradclub (adfC) Hattingen. 
auch die musikschule Hattingen bietet neue, digitale alternati-
ven zum herkömmlichen unterricht an, zum beispiel tipps per
skype oder lehrvideos auf der Homepage. mit büchern, gesell-
schaftsspielen und digitalem musikunterricht wird den men-
schen abwechslung im stark eingeschränkten alltag geboten.
insbesondere den Kindern, die seit Wochen zu Hause bleiben,
denn hier sind alternativen zu fernsehen und Computerspielen
wichtig. durch diese kreativen ideen bleibt ein stück normalität
in Hattingen erhalten. 

Da die Stadtbibliothek wegen der Corona-Krise geschlossen ist, wurde in
Hattingen ein Lieferservice eingerichtet

Bürgermeister Tobias Stockhoff: das
ergebnis des Kinderbuchs „Was unse-
re superhelden über Corona wissen
sollten“ ist toll: autorin Claudia esser
trifft den richtigen ton und erklärt die
wichtigsten fragen rund um den Co-
rona-Virus, durch dessen Verbreitung
auch Kinder sehr eingeschränkt sind.
sie dürfen nicht in den Kindergarten
oder in die schule. sie treffen sich
nicht wie gewohnt mit freunden.
auch der Kontakt zu großeltern ist in
vielen fällen eingestellt.
ich bin sicher, dass dieses buch vielen

eltern hilft, mit Kindern in ein leichtes
gespräch über ein schweres thema zu
kommen. in dieser für uns alle sehr he-
rausfordernden Zeit ist es uns als stadt-
verwaltung enorm wichtig, kindge-
recht aufklärungsarbeit zu leisten. das
bilderbuch über das Virus ist dabei
nicht unser einziges Projekt. so haben
wir etwa an über 5.000 Kinder im alter
von drei bis zehn Jahren bastelaktionen
per Post verschickt. außerdem wurden
zuletzt 1.000 anträge von dorstener
Kindern auf den besuch des osterha-
sen bearbeitet.

Dorsten

Kinderbuch zu drängenden Fragen
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NBürgermeister
Tobias Stockhoff
hat das Kinder-
buch „Was unse-
re Superhelden
über Corona wis-
sen sollten“ mit-
initiiert
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Für rund 150.000 Schutzmasken reicht das Vlies, das ein großes Maschinenbauunternehmen
aus Troisdorf gespendet hat
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Bürgermeister Klaus-Werner Jablons-
ki: ein ortsansässiger maschinenbauer
hat der stadt troisdorf für Kleinproduk-
tionen kostenfrei rollen mit Vliesmate-
rial für die Herstellung von 150.000
masken zur Verfügung gestellt. trois-
dorferinnen und troisdorfer nähen da-
raus nun in eigenproduktion ehren-
amtlich mund- und nasenmasken für
arztpraxen, Krankenhäuser und ret-
tungsdienste. Koordiniert wird die ak-
tion vom städtischen sozialamt, das
jetzt auf ein netzwerk aufbaut, das es

bereits während der flüchtlingskrise
errichtet hat. 
in einer turnhalle stellen die Helferin-
nen und Helfer die stoffpakete für die
Weiterverarbeitung zusammen und
nehmen die fertigen masken zur aus-
lieferung in empfang. Wer nähen möch-
te oder masken benötigt, kann sich aus-
schließlich per mail an ein Postfach
wenden. dort sind bedarf und geplan-
ter Verwendungszweck zu nennen.
Vlies zur privaten nutzung wird nicht
ausgegeben.

Troisdorf

Notversorgung mit Masken

Kleve

Krisenmanagement
für Schule und Kita
Bürgermeisterin Sonja Northing: am freitag,
13. märz erfuhren wir überraschend, dass ab
montag schulen, Kitas und Kindertagespflege
zu schließen seien. das bedeutete Krisenma-
nagement unmittelbar vor dem Wochenende.
so schnell wie möglich galt es, mit 16 bürgerme
isterinnen und bürgermeistern im Kreis Kleve,
44 stadtverordneten, zwei dezernenten, zwei
fachbereichsleitungen, 23 beschäftigten, zwölf
schulleitungen, 25 Kita-leitungen sowie 70 ta-
gespflegemüttern und -vätern ein einheitliches
Handeln abzustimmen. alle sollten am montag-
morgen wissen, was zu tun ist. 
die fachbereichsleitungen regelten die Vorge-
hensweise mit Kitas und schulen: 25 leitungen
in 14 verschiedenen trägerschaften neben den
städtischen einrichtungen sowie 20 rektorin-
nen und rektoren sowie Konrektoren galt es ein-
zubinden. 
die bürgermeisterkonferenz des Kreises tagte
am sonntag. unter anderem musste eine lö-
sung gefunden werden, schlüsselpersonen zu
erfassen, also eltern, die anspruch auf notbe-
treuung ihrer Kinder anmelden konnten. Kurz-
fristig konnten wir in Viersen und unna gute
mustervorlagen auftreiben. nach ende der Kon-
ferenz am sonntagabend wurde die telefonket-
te erneut gestartet, um das definitive Vorgehen
abzustimmen. dank der großartigen arbeit aller
beteiligten konnte das Ziel bis zum montagmor-
gen, 7.30 uhr, erreicht werden. ein großes dan-
keschön an alle in diesen unruhigen Zeiten!

Dormagen

Austausch in der Kommunalpolitik 
Bürgermeister Erik Lierenfeld:
die Corona-Pandemie stellt
auch die demokratie vor große
Herausforderungen. in dorma-
gen können derzeit rats- und
ausschusssitzungen nicht
stattfinden. das wäre wegen
des damit verbundenen infek-
tionsrisikos unverantwortlich.
meinungsvielfalt und politi-
scher diskurs dürfen jedoch

auch während der Corona-Krise
nicht unter Quarantäne stehen.
in wöchentlichen Videokonfe-
renzen informieren wir daher
die fraktionsvorsitzenden um-
fassend über maßnahmen ge-
gen die ausbreitung des Virus,
stellen uns den fragen der Poli-
tik, diskutieren und erklären. 
täglich erhalten die mitglieder
des rats ein briefing aus dem

Krisenstab. Wichtige entschei-
dungen kann der stadtrat in
form von dringlichkeitsbe-
schlüssen fassen. die gemein-
deordnung sieht vor, dass der
bürgermeister und ein ratsmit-
glied einen solchen beschluss
treffen können. in dormagen
erhalten die ratsfraktionen
donnerstags die dringlichkeits-
entscheidungen zur beratung.

die fraktionsvorsitzenden kön-
nen anschließend in einer 
Videokonferenz fragen stellen.
insgesamt haben die fraktio-
nen zehn tage Zeit zur bera-
tung. nur wenn die mehrheit
des stadtrates zustimmt, wird
der dringlichkeitsbeschluss von
bürgermeister und dem Vorsit-
zenden der größten fraktion
unterschrieben
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Das St.-Marien-Hospi-
tal in Lüdinghausen
bittet gemeinsam mit
Ascheberg, Nordkir-
chen, Senden, Olfen,
Selm und Lüdinghau-
sen um Spenden von
FFP-2-Masken

Lüdinghausen

Netzwerken für das Krankenhaus

Brilon

Gutscheine für „Briloner
Helden des Alltags“

Dülmen

Flexible Lösungen für die 
Menschen vor Ort
Bürgermeisterin Lisa Stremlau: täglich neue erlasse und Ver-
ordnungen haben die Kommunen in den vergangenen Wochen
vor eine bewährungsprobe gestellt. sie müssen schließlich
nicht nur umgesetzt, sondern auch mit fingerspitzengefühl
auf lokale gegebenheiten angepasst werden. dabei kommt
der abstimmung mit nachbarkommunen und Kreis besondere
bedeutung zu. ein beispiel: Klassische osterfeuer waren na-
türlich auch in dülmen tabu. gleichzeitig galt es aber, eine re-
gelung zu finden, die den vielen landwirten vor ort zumindest
temporär das Verbrennen von Holz- und schnittresten ermög-
lichte. 
derartige feinheiten sind zu klären und dann schnell und ver-
ständlich zu kommunizieren. einzelhändler, unternehmen,
eltern, Vereine sowie bürgerinnen und bürger müssen wis-
sen, was auf sie zukommt. dies gelingt nur, wenn alle an ei-
nem strang ziehen. besonderer dank geht an die ordnungs-
ämter, die in dieser Zeit besonders gefragt sind. 

Bürgermeister Richard Borg-
mann: die Kommunen vor ort
sind am besten dazu geeignet,
persönliche ansprachen zu täti-
gen. durch die unmittelbare be-
troffenheit gelingt es den städ-

ten und gemeinden, dass alle
bürgerinnen und bürger in dieser
Krisensituation an einem strang
ziehen wollen. 
Wir haben das besonders ge-
merkt, als die stadt lüdinghau-

sen gemeinsam mit den Kom-
munen selm, ascheberg, nord-
kirchen, olfen und senden und
dem regionalkrankenhaus st.
marien-Hospital in lüdinghau-
sen einen aufruf gestartet hat,

masken an das Krankenhaus ab-
zugeben. diesem aufruf sind vie-
le unternehmen aus der region
sowie viele bürgerinnen und bür-
ger gefolgt. 
dieses beispiel zeigt, was ein gut
funktionierendes netzwerk be-
wegen kann. da die Kommunen
die gegebenheiten vor ort am
besten kennen, können sie die
Probleme direkt lokal oder regio-
nal angehen. man wundert sich,
was eine persönliche ansprache
alles bewirken kann. 

FO
TO

: S
TA

D
T 

LÜ
D

IN
G

H
AU

SE
N

Bürgermeister Dr. Christof Bartsch: die sorge um die heimische
Wirtschaft treibt die Verantwortlichen in Klein- und mittelstädten
wie brilon ganz besonders um. Vorrangig betroffen ist durch die
geschäftsschließungen der einzelhandel, der wiederum konsti-
tutiv für die attraktivität der innenstädte ist. Örtliche unterstüt-
zungsmaßnahmen neben den bund-/länderprogrammen sind
gefragt, auch um das bewusstsein für die bedeutung des örtlichen
einzelhandels zu stärken. 
auf Vorschlag von bürgerinnen und bürgern und mit unterstüt-
zung von sponsoren verschenkt der briloner bürgermeister gut-
scheine, mit denen nur vor ort eingekauft werden kann, an „bri-
loner Helden des alltags“. das sind diejenigen, die nicht im
schutze des Home-office oder des büros arbeiten. Covid-19 zeigt
deren systemrelevanz auf und zeitigt hoffentlich Konsequenzen
daraus für die Zukunft. die Wertschätzung für diese berufsgrup-
pen wird kombiniert mit der bewusstsein schaffenden unterstüt-
zung des einzelhandels.
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Bürgermeister Henning Schulz:
spontanhelfende auf der einen
seite und aktionen von Hilfsorga-
nisationen auf der anderen seite
zusammenzubringen - das ist die
idee hinter unserer ehrenamts-
app „Volumap“. als Corona kam,
war sie in den letzten Zügen eines
mehrmonatigen testbetriebs.
Wir haben dann mit unserem
Partner, dem unternehmen topo-
care, alles daran gesetzt, um die
kostenlose app noch im märz in
die download-stores zu bringen. 
die vierstellige Zahl an installa-
tionen in kürzester Zeit zeigt, dass

bedarf und interesse da sind. ob
einkaufshilfe oder telefonieren
gegen einsamkeit - mehrere in-
stitutionen organisieren ihre
Corona-Hilfe über die „Volu-
map“. die anbindung an die eh-
renamtskoordination bei der
stadt sichert die seriosität der
angebote. menschen, die sich
engagieren wollen, können di-
rekt in der app einem Projekt
beitreten. Wir bieten „Volumap“
auch anderen Kommunen zur
kostenlosen nutzung an. alle in-
fos gibt es unter www.volu-
map.de .

Die Gütersloher VoluMap-App erlebt mit der Corona-Krise ihren ersten
Härtetest
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Bürgermeister Christoph Fleischhauer: Vertrauen in die
Handlungsfähigkeit der stadt, sicherheit in unsicheren
Zeiten, klare Kommunikation trotz unklarer erlasslagen
- das sind besonders jetzt die leitlinien in der Kommuni-
kation der stadt moers. anfangs kamen viele fragen auf,
insbsondere über unseren facebook-Kanal www.face-
book.com/stadtmoers. Wir haben jedes einzelne anlie-
gen persönlich behandelt. 
als bürgermeister konnte ich eine Vielzahl von men-
schen niederschwellig mit Videobotschaften erreichen.
Zuvor hatte ich dieses medium zum beispiel bei dem be-
schluss zum moerser Haushalt verwendet. der Vorteil:
schnelle und unmittelbare nachrichtenübermittlung an
die bürgerinnen und bürger. Zudem haben wir online ei-
ne faQ-liste zur Verfügung gestellt und eine Corona-
Hotline geschaltet. schließlich ist zur stärkung der ge-
werbetreibenden die seite http://localheroes.moers.de
entstanden. 

Bürgermeister Dr. Peter Lütt-
mann: die „Corona task-force“
der städtischen tochter eWg -
entwicklungs- und Wirtschafts-
förderungsgesellschaft nutzt für
den hohen informations- und be-
ratungsbedarf der lokalen Wirt-
schaft, etwa in bezug auf beste-
hende förderinstrumente oder
best-Practice-beispiele, neben
klassischen instrumenten wie ei-
ner Hotline von 8 bis 20 uhr, wö-
chentlicher Corona-newsletter
oder einem Corona-infobereich
auf der Homepage auch Videoin-
terviews über den bestehenden
rheinemarketing Youtube-Chan-
nel. 

Hier werden experten aus rheine
durch die eWg-initiative „rheine
- standort der guten arbeitgeber“
zu aktuellen themen rund um Co-
rona befragt. mehrere tausend
aufrufe zeigen, dass das format
sehr gut angenommen wird. Zu-
dem hat die eWg in Kooperation
mit lokalen Partnern die internet-
plattform „rheine-bringt’s“ unter
www.rheine-bringts.de entwi-
ckelt, an der sich in kurzer Zeit
über 200 einzelhändler und gas-
tronomen aus rheine beteiligen.
das soll gerade den lokalen un-
ternehmern ermöglichen, mit
Hol- und bringdiensten noch um-
sätze zu erzielen.

Rheine

Beratung der lokalen 
Wirtschaft 

Gütersloh

Ehrenamtskoordination über neue App

Moers

Im Dialog mit den 
Bürgerinnen und Bürgern
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Die Hochschule Niederrhein und die TraffGo Road GmbH haben im Rahmen eines
praxisorientierten Forschungsprojekts Konzepte zur Verbesserung des Verkehrs im
Neusser Hafen entwickelt

Mit moderner IT gegen zunehmende
Verkehrsprobleme

Ziel des Projekts „logistiCs.nrW Crowd solving -
intelligente infrastrukturnutzung am beispiel
neuss-düsseldorfer Häfen“ ist es, die Verkehrs-

situation im neusser Hafen zu verbessern und so eine
entspannung des gesamtverkehres im umfeld des
Hafens zu erreichen. das Vorhaben der traffgo road
gmbH und des instituts für geschäftsprozessmana-
gement und it (gemit) der Hochschule niederrhein
adressiert neben innovationen für die logistik zusätz-
lich auch soziale und ökologische nachhaltigkeits-
aspekte. das Projekt wird von 2017 bis 2020 aus dem
europäischen fonds für regionale entwicklung (efre)
im nrW-leitmarkt logistik gefördert.
der neusser Hafen ist ein wichtiger Verkehrsknoten-
punkt am niederrhein. Zentral gelegen, kann er in der
fläche nicht wachsen. daher werden intelligente
Konzepte benötigt, um die steigende logistikintensi-
tät in Zukunft bewältigen zu können.
studien der Hochschule niederrhein im Vorfeld ha-
ben die Problematik näher analysiert: in spitzenzei-
ten führen lkw-staus zu hohen Zeitverlusten, Zeit-
fenster zur belieferung oder abholung sind schwer
kalkulierbar. es gibt nur begrenzte Parkflächen für
lkw und Pkw. bei wachsender Wirtschaft werden sich
diese Probleme in Zukunft verschärfen. effizienzver-
lust, steigende Kosten und eine sinkende Wettbe-
werbsfähigkeit können die folge sein.

Projektinhalt das Konzept „Crowd solving“ dient
der Zusammenführung, aufbereitung und bereitstel-
lung logistikrelevanter informationen an die akteure
im Hafen. akteur kann jede nutzerin und jeder nutzer
- daher „Crowd“ - des Hafens sein. das sind etwa lkw-
und Pkw-fahrerinnen und -fahrer, disponentinnen
und disponenten, besucherinnen und besucher sowie
mitarbeitende. der grundgedanke besteht darin, dass
jeder einzelne akteur seine aktivitäten an der verbes-
serten transparenten informationslage selbstbe-
stimmt ausrichten kann, womit die Verkehrsproble-
matik insgesamt verbessert werden kann. 
es werden also nicht zentral Verkehrsanalysen vorge-
nommen und daraus direktiven für die akteure ge-
neriert. ein solches Vorgehen wäre grundsätzlich
auch denkbar, nur stellt sich dann die Herausforde-
rung der kontrollierten durchsetzung und der akzep-
tanz bei den unternehmen. Ziel dieses Projekts ist es
vielmehr, eine synthese aus gemeininteressen und
individuellen geschäftsinteressen auf freiwilliger ba-
sis herzustellen.

Ralf Kuron ist 
dozent an der
Hochschule nieder-
rhein und mitarbei-
ter am institut für
geschäftsprozess-
management und
it (gemit)

DER AUTOR

Die Verkehrs-
situation und die

Umweltbe-
lastung im Gebiet

des Neusser 
Hafens sollen 

verbessert 
werden
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dreh- und angelpunkt ist somit die geeignete infor-
mations-bereitstellung auf einer informationsdreh-
scheibe für die akteure im Hafen. die informations-
zusammenführung erfolgt mit Hilfe von aktuellen
und erprobten ansätzen aus verschiedenen fachdis-
ziplinen - unter anderem Künstliche intelligenz, sta-
tistik und big data. Zentraler bestandteil der infor-
mationsdrehscheibe (siehe abb. rechts) ist das als
internetseite bereits implementierte sogenannte
dashboard. dort werden die Zustandsparameter wie
etwa die Parkplatzbelegung des neusser Hafens dy-
namisch abgebildet und so ein „digital twin“ des Ha-
fens erzeugt.

Informationsdrehscheibe die informations-
drehscheibe bündelt als internetportal leicht nutz-
bar alle relevanten informationen zum Hafengebiet
und seiner nutzung (siehe abb. unten). die art der
zur Verfügung gestellten daten reichen von der Ver-
kehrssituation inklusive der bewegungen der Ha-
feneisenbahn, der aktuellen Parkplatzsituation, der
luftqualität inklusive Prognosen, online-ÖPnV-da-
ten, Hafen-sicherheitslage und alarmierungen bis
hin zu informationen auf einem schwarzen brett. 
die daten werden zum teil im Projekt generiert und
zum teil aus externen Quellen bezogen. der nutzen
für die anwenderinnen und anwender im Hafen ist
der einfache und direkte Zugang zu allen relevanten
informationen, die als gemeinsame basis für alle in-
formierte individuelle entscheidungen unterstüt-
zen. die informationsdrehscheibe ist dabei kein ak-
tiv steuerndes instrument, sondern ein instrument
zur beschreibung der ist-situation und erwarteter
zukünftiger situationen. das Konzept setzt somit
unterstützend auf die selbstverantwortung und
entscheidungsfähigkeit der nutzerinnen und nut-
zer.
die informationsdrehscheibe wurde prototypisch
für den neusser Hafen konzeptioniert und imple-
mentiert. das Konzept ist aber übertragbar und
lässt sich für jede art von gewerbegebiet oder sons-
tigem abgrenzbaren gebiet nutzen.

Verwendung von Parksensoren
die analyse und bewertung

der Verkehrssituation be-
trifft im Wesentlichen

zwei bereiche: den ru-
henden und den flie-
ßenden straßenver-
kehr. Zur erfassung des
ruhenden Verkehrs wur-

den Parksensoren in den
Parkbuchten einer Hafen-

straße installiert. Hier galt
es, beschädigungen des stra-

ßenbelags zu vermeiden. so
wurden sensoren der firma smart

City system gmbH aus hochbelastba-
rem Kunststoff mit niedriger bauhöhe mit einem spe-
zialkleber auf den straßenbelag geklebt. diese senso-
ren funken im nahbereich zu einem gateway. die
übermittelten belegungsdaten sind über das internet
abrufbar. 
die bisherigen erfahrungswerte zeigen, dass die Ver-
klebung keine dauerlösung sein kann, da sich nach ei-
nem Jahr bereits der erste sensor gelöst hat. die er-
kennungsgüte der sensoren ist bei Pkw gut, aber bei
lkw und aufliegern nicht zuverlässig. auch kann es
bei Pkws immer wieder vorkommen, dass fahrzeuge
in den längsbuchten versetzt abgestellt werden und
die sensoren irrtümlich signalisieren, dass eigentlich
besetzte Parkplätze nicht belegt sind.

Einsatz von KI-Kameras Zur darstellung und be-
wertung der situation für den fließenden Verkehr im

Auf dem eigens 
eingerichteten 
Internetportal finden
sich alle relevanten
Informationen zum
Hafengebiet und 
seiner Nutzung
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Das Konzept ist übertragbar und lässt
sich für jede Art von Gewerbegebiet 
nutzen

Die Da-
ten werden
gesammelt, auf-
bereitet und verknüpft und
schließlich zur Verfügung
gestellt

SC
HAUBILD: MATTHES WEILER
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Hafen liegen aus den verfügbaren Quellen von Ver-
kehrsdaten-anbietern keine nutzbaren daten vor.
daher musste eine eigene lösung geschaffen wer-
den. sie besteht im einsatz von eigenentwickelten
Ki-Kameras, die das Verkehrsgeschehen automa-
tisch erkennen und analysieren können.
um datenschutzrechtliche Probleme zu vermeiden,
werden die Kameradaten weder übertragen noch
gespeichert, sondern unmittelbar von einem in der
Kamera befindlichen neuronalen netz verarbeitet.
dieses netz wurde zuvor trainiert, um die rele-
vanten objekttypen wie autos, lkw und Züge
erkennen zu können. auf einer höheren al-
gorithmischen Verarbeitungsebene wer-
den die objekte bewertet. es wird also
insbesondere gezählt sowie objekt-Po-
sitionen und geschwindigkeiten erfasst.
die einzigen informationen, die die Ka-
mera verlassen, sind anonyme numeri-
sche daten zur Verkehrslage.
in einem gebiet können mehrere Ki-Kame-
ras aufgestellt werden mit dem Ziel einer je
nach bedarf mehr oder weniger flächendeckenden
Verkehrsanalyse. die daten einzelner Ki-Kameras
können zusammengeführt und konsolidiert sowie
abhängigkeiten und Verbindungen der Verkehrs-
wege modelliert werden, um ein gesamtverkehrs-
modell des gebietes inklusive Verkehrs-Prognose-
möglichkeiten zu erhalten.

Erwarteter Projektnutzen der aus dem Projekt
generierte nutzen hat mehrere dimensionen:

•  im neusser Hafen wird ein durch die nutzung der
informationsdrehscheibe gegebenes optimie-
rungspotenzial von bis zu 25 Prozent in bezug auf
den fließenden und ruhenden Verkehr erschlossen.

•  die städtische Verkehrsplanung erhält eine verbes-
serte informationsgrundlage für die weitere ent-
wicklung der Verkehrsinfrastruktur.

•  mit Projektabschluss wird ein auf beliebige logis-
tikintensive (gewerbe-)gebiete übertragbares Kon-
zept für eine informationsdrehscheibe vorliegen.
dieses Konzept kann vom industriepartner traffgo
road gmbH zukünftig als basis für ein geschäfts-
modell kommerzialisiert und vom gemit-institut
unter anderem als basis für beratungsprojekte ge-
nutzt werden.

•  die prototypische entwicklung der Ki-Kamera legt
die grundlage für ein eigenes geschäftsmodell ei-
nes spinoffs, um beliebige Verkehrsknotenpunkte
mit allen Verkehrsteilnehmenden automatisch in
echtzeit auswerten zu können. dies kann für städte
und gemeinden eine wertvolle informationsquelle
zur analyse und optimierung von Verkehr und in-
frastruktur darstellen.                                                   ◼

Die Projektpartner
das institut für geschäftsprozessmanagement
und it (gemit) der Hochschule niederrhein be-
schäftigt sich mit etablierten und zukunftsori-
entierten themen aus den bereichen logistik,
it und Human resources. gemit verknüpft ak-
tuelle wissenschaftliche erkenntnisse mit be-
währten lösungen aus der Praxis und unter-
stützt unternehmen bei der optimierung ihrer
geschäftsprozesse. das institut bietet Part-
nern und Kunden individuelle beratung mit
dem Ziel, nachhaltige lösungen zu entwickeln.
Hierbei fließen neueste erkenntnisse aus lehre
und forschung in die Projekte ein.
die traffgo road gmbH ist ein unabhängiges,
inhabergeführtes unternehmen mit sitz in
Krefeld. seit ihrer gründung 2001 entwirft und
entwickelt die traffgo road gmbH im umfeld
von landesverwaltungen und Kommunen it-
Konzepte und it-lösungen. das unternehmen
blickt auf vielfältige Projekte im bereich von
Verkehrsinformationsportalen, insbesondere
Handy-Parken, zurück. die traffgo road gmbH
engagiert sich für die bundeseinheitliche Platt-
form mobil-parken für Handy-Parken in
deutschland und Österreich.

ZUR SACHE

logistik-dashboard für
den neusser Hafen:
https://hafenneuss.de/

Die in den Parkbuchten aufgeklebten
Parksensoren (links) können den ruhen-

den Verkehr nur richtig erfassen, wenn die
Fahrzeuge korrekt abgestellt sind (oben)
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Bei vergaberechtlichen Ausschreibungen von Vermessungsleistungen ist zwischen
hoheitlichen und nicht hoheitlichen Vermessungsleistungen zu unterscheiden

Vorsicht bei der Vergabe von
Vermessungsleistungen

rechtsfragen rund um die vergaberechtliche
ausschreibung von Vermessungsleistungen bil-
den weitestgehend einen „weißen fleck“ in der

juristischen literatur. dieser beitrag geht anhand des
urteils des oberlandesgerichts (olg) naumburg vom
30. oktober 20191 der frage nach, ob und inwieweit
die vergaberechtliche ausschreibung von hoheitli-
chen Vermessungsaufgaben, die der Vergütung nach
der jeweiligen landes-Kostenordnung unterliegen,
wettbewerbsrechtlich zulässig ist. 

Der Hintergrund ein städtisches Wohnungsbauun-
ternehmen hatte mit beschränkter ausschreibung zur
abgabe eines verbindlichen angebotes für eine hoheit-
liche Vermessungsaufgabe - eine teilungsvermessung
- aufgefordert. der ausschreibung beigefügt war ein
leistungsverzeichnis, in dem für die Position „Vermes-
sung“ ein nettopreis anzugeben war und ein nachlass
in Prozent ausgefüllt werden sollte.  
der bund der Öffentlich bestellten Vermessungsinge-
nieure e.V. (bdVi e.V.) hatte die städtische Wohnungs-
baugesellschaft als auftraggeber in dem Vergabever-
fahren daraufhin außergerichtlich zur abgabe einer

strafbewehrten unterlassungserklärung aufgefordert.
da die städtische Wohnungsbaugesellschaft sich wei-
gerte, die strafbewehrte unterlassungserklärung ab-
zugeben, reichte der bdVi e.V. Klage ein. 

Das Urteil das olg naumburg hat in seinem urteil
festgestellt, dass die vergaberechtliche ausschreibung
von hoheitlichen Vermessungsaufgaben, denen fest-
gelegte gebühren zugrunde liegen, eine Verletzung des
Wettbewerbsrechts und eine unlautere Handlung im
sinne von § 3a des gesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb (uWg) darstellt. 
das olg naumburg nahm in seinem urteil bezug auf
das zum gebührengesetz für das land nordrhein-
Westfalen ergangene urteil des bundesgerichtshofs
vom 4. ok-tober 19902, wonach
es Öffentlich bestellten Vermes-
sungsin-genieuren (ÖbVi) verbo-
ten ist, Vergütungsvereinbar-
ungen über hoheitliche Vermes-
sungsleistungen zu treffen. da-
raus ergibt sich nach dem urteil
des olg naumburg, dass die ab-
gabe verbindlicher angebote
durch ÖbVi unzulässig ist. da-
raus folgt, so das gericht, dass

Dr. Michael Körner
ist rechtsanwalt
bei der Kanzlei
friedrich graf von
Westphalen & 
Partner mbb 

DER AUTOR

Neben den staat-
lichen Vermessungs-

stellen dürfen nur
Öffentlich bestellte
Vermessungsinge-
nieure hoheitliche

Vermessungen
durchführen 
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Die hoheitliche 
Vermessung unterliegt
bestimmten gesetz-
lichen Bestimmungen
und Anforderungen 

1 urteil des olg naumburg v. 30.10.2019 – 9 u 52/18 – 
2 urteil des bundesgerichtshofs v. 04.10.1990 – i Zr 299/88 



BÜCHER

stÄdte- und gemeinderat 5/2020    27

auch die aufforderung zur abgabe solcher angebote
im rahmen eines Vergabeverfahrens rechtswidrig ist. 
die aufforderung zur gewährung eines preislichen
nachlasses durch einen auftraggeber im rahmen eines
Vergabeverfahrens stellt nach dem urteil des olg
naumburg im Übrigen einen besonders schweren fall
einer unlauteren Handlung im sinne von § 3a uWg dar.  
das olg naumburg urteilte weiter, dass dem poten-
ziellen bieter sowie auch den beteiligten berufsverbän-
den - hier insbesondere dem bdVi e.V. - bei Verstoß ein
strafbewehrter unterlassungsanspruch gegen die Ver-
gabestelle nach § 8 abs. 1, 2. alt. in Verbindung mit § 3a
uWg zusteht. 

Der Kontext die ausschreibung von hoheitlichen Ver-
messungsaufgaben ist danach nicht nur wettbewerbs-
und damit rechtswidrig, sondern auch systemwidrig.
denn ein Vergabeverfahren muss nur durchgeführt
werden, wenn ein öffentlicher auftrag vergeben wer-
den soll, für den ein Vertrag vorliegen muss.  
bei hoheitlichen Vermessungsaufgaben kommt es aber
nicht zu einem Vertragsschluss zwischen auftraggeber
und Öffentlich bestelltem Vermessungsingenieur. es
handelt sich vielmehr um eine art der einseitigen „zu-
rechenbaren Veranlassung“3. der Öffentlich bestellte
Vermessungsingenieur wird nur auf antrag tätig und
unterliegt einer Kontrahierungspflicht. auch systema-
tisch kommt eine anwendung des Vergaberechts auf
hoheitliche Vermessungsaufgaben damit nicht in be-
tracht. 
eine vergaberechtliche ausschreibung von nicht ho-
heitlichen Vermessungsaufgaben, sogenannten inge-
nieurvermessungen, ist - sofern diese isoliert von ho-
heitlichen Vermessungsaufgaben erfolgt - allerdings
rechtlich zulässig.  
rechtswidrig sind demgegenüber vergaberechtliche
ausschreibungen von sogenannten Kombi-aufträgen,
bei denen privatrechtliche und hoheitliche Vermes-
sungsaufgaben im rahmen eines einheitlichen Verga-
beverfahrens ausgeschrieben und vergeben werden.
diese stellen einen Verstoß gegen das Kopplungsverbot
des § 56 abs. 1 satz 2, abs. 2 Verwaltungsverfahrens-
gesetz (VwVfg) dar und bergen in besonderem maße
die gefahr einer gebührenunterschreitung, indem pri-
vatrechtliche Vermessungsaufgaben unter Preis ange-
boten und über hoheitliche Vermessungsaufgaben
„gegenfinanziert“ werden4. 

Auswirkungen für die Praxis der entscheidung des
olg naumburg kommt erhebliche Praxisrelevanz zu,
da sie die weit verbreitete Praxis öffentlicher auftrag-
geber zur vergaberechtlichen ausschreibung von ho-
heitlichen Vermessungsaufgaben als - abmahnfähigen
- Wettbewerbsverstoß qualifiziert. dasselbe gilt auch
für sogenannte Kombi-aufträge. ◼

3 siehe: Vg minden, urteil v. 06.01.2005, 9 K 5313/03 
4 Vgl: Körner, in: bdVi-forum, Heft 4/2019, s.46 ff. 

VOB Teile A und B
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen mit Vergabeverordnung
(VgV), Kapellmann / Messerschmidt, Kommentar, 7. Auflage 2020, Buch. XVII,
1.975 S., Format (B x L): 16,0 x 24,0 cm, 209,- Euro inkl. MwSt., Verlag
C.H.BECK, München, ISBN 978-3-406-74013-8, E-Mail: kundenservice@beck-
shop.de 

schneller Zugriff auf alle Vob-fragen.

darauf bauen Praktiker
der bewährte Kommentar stellt die neue Vob/a, ausgabe 2019, zu-
sammen mit der neuen Vergabeverordnung, sowie die Vob/b pra-
xisorientiert nach dem neuesten recht dar. exzellente autoren
kommentieren auf höchstem niveau. das Werk konzentriert sich
ganz auf die wesentlichen aktuellen entwicklungen. der benutzer
erhält so einen schnellen Zugriff auf alle entscheidenden Probleme
und fragen des bau- und Vergaberechts und durch die auf die
höchstrichterliche rechtsprechung ausgerichtete Kommentierung
praxistaugliche lösungen.

Zur neuauflage
das Werk kommentiert die Vob/a in der ausgabe 2019 inklusive al-
ler am 19.2.2019 im bundesanzeiger veröffentlichten Überarbeitun-
gen der abschnitte 1, 2 und 3. die bestimmungen der Vob/b werden
durchweg im Vergleich zu den entsprechenden bgb-regelungen
des seit 1.1.2018 geltenden neuen gesetzlichen bauvertragsrechts
behandelt. die neue Kommentarliteratur ist aktuell eingearbeitet.
insbesondere zur Vob/b und zum herkömmlichen Werkvertrags-
recht ist die seit der Vorauflage ergangene wesentliche rechtspre-
chung ausführlich berücksichtigt.

az.: 21.1

Grundsteuerreform
Hauptfeststellung 2022 - Grundsteuer 2025 – Baulandmobilisierung,
Ratgeber 2020 von Susanne Leissen, Dipl.-Finanzwirtin (FH), Regie-
rungsrätin, und Dirk Eisele, Dipl.-Finanzwirt (FH), Regierungsdirektor.
Das Werk ist Teil der Reihe: Vorsorgebroschüren; 56 S., geheftet, For-
mat (B x L): 21,0 x 29,7 cm, 5,90 Euro, ISBN 978-3-406-75243-8, Verlag
C.H.BECK, 2020

mit der grundsteuerreform soll die bewertung von grundstücken
einfacher und die besteuerung des grundvermögens gerechter ge-
macht werden. denn das jahrzehntelange festhalten des gesetz-
gebers an dem Hauptfeststellungszeitpunkt 1. Januar 1964, bzw.
1935 in den neuen ländern, führte zu gravierenden und umfassen-
den ungleichbehandlungen bei der bewertung des grundvermö-
gens für die grundsteuer. nach jahrelangen Planungen wurde
schließlich auf druck des bundesverfassungsgerichts ende novem-
ber 2019 die überfällige reform der grundsteuer und des grund-
steuerlichen bewertungsrechts verkündet. mit der reform soll die
bewertung von grundstücken einfacher und die besteuerung des
grundvermögens gerechter gemacht werden.
die broschüre stellt detailliert und anhand anschaulicher berech-
nungsbeispiele das ab 2022 (Hauptfeststellung) einschlägige be-
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wertungsrecht für Zwecke der grundsteuer ab 2025 einschließlich
der länderöffnungsklausel dar. ein exkurs zur baulandmobilisie-
rung mittels einer optionalen grundsteuer C vervollständigt die
darstellung. darüber hinaus informiert die broschüre über die „ba-
sics“ des aktuellen grundsteuerlichen bewertungsrechts sowie
über das gegenwärtige grundsteuerrecht, das aufgrund der Wei-
tergeltungsanordnung des bundesverfassungsgerichts bis 2024 an-
zuwenden ist. 
die broschüre beantwortet die fragen:
- Wer legt die Höhe der grundsteuer fest?
- Welche grundstücke werden besteuert?
- Wie werden die grundstückswerte ermittelt?
- Welche grundstücke sind von der steuer befreit?
- Welche mitwirkungspflichten hat ein eigentümer?
- Wer schuldet und/oder haftet für die grundsteuer?
- Wann kann die grundsteuer erlassen werden?
- Welchen rechtsschutz gibt es gegen den grundsteuerbescheid?
die autoren sind seit Jahren im zuständigen referat des finanzmi-
nisteriums rheinland-Pfalz mit fragen der grundstücksbewertung
und der grundsteuer befasst.

az.: 41.6.3.4

„Leitfaden für die Ratsarbeit“ 2020 
Wohland/Knirsch, Umfang des Leitfadens ca. 250 Seiten, Preis bei 1 bis
20 Exemplaren 21 Euro/Stück, 21 bis 40 Exemplare19 Euro/Stück, ab
41 Exemplaren 15 Euro/Stück, Firma Schaab & Co. GmbH, Düsseldorf,
Fax 0211/9778199. Für Frühbestellungen bis zum 31. Mai 2020 wird
zusätzlich ein 10%iger Rabatt gewährt. Bestellungen per Mail an
info@schaabduesseldorf.de oder per Fax, Facebook: Schaab Druck_Me-
dien, Liefertermin des Leitfadens ist für Ende Juli 2020 vorgesehen

mit den Kommunalwahlen 2020 am 13. september 2020 kommen
zahlreiche neue frauen und männer in die räte, bezirksvertretun-
gen und Kreistage der städte, gemeinden und Kreise. außerdem
werden die landrätinnen und landräte, oberbürgermeister/innen
und bürgermeister/innen gewählt. damit läuft eine Wahlperiode
für die nordrhein-westfälischen Kommunen und Kreise ab, die aus-
nahmsweise 77 monate betragen haben wird. die neuen mandats-
trägerinnen und mandatsträger werden sich nicht nur mit den ak-
tuellen fachpolitischen themen auseinandersetzen müssen,
sondern auch mit den Zuständigkeiten und Verfahrensabläufen
der gemeindeordnung. die große Zahl der gesetzlichen neuerun-
gen und das immer noch für viele ungewohnte neue Kommunale
finanzmanagement, das mit dem 2. nKf-Weiterentwicklungsge-
setz zahlreiche neuerungen erfahren hat, stellen auch die ehren-
amtlich tätigen vor erhebliche Herausforderungen. der bereits in
sechs Vorauflagen praxisbewährte leitfaden für die ratsarbeit be-
handelt daher in systematischer form schwerpunktmäßig themen,
die die stellung des rates, der ratsmitglieder, der bürgermeisterin,
des bürgermeisters und der ausschüsse betreffen. Zielsetzung ist
es, die neuen kommunalen mandatsträgerinnen und mandatsträ-
ger mit dem notwendigen basiswissen auszurüsten und „altge-
dienten“ ratsmitgliedern die möglichkeit eines gründlichen up-
dates zu geben. ein stichwortverzeichnis erleichtert die
auffindbarkeit der themen. die 7. auflage beinhaltet die einarbei-

tung aller in den letzten sechs Jahren in Kraft getretenen gesetze,
die zu den Änderungen in der gemeindeordnung geführt haben.
auch die völlig neue gefasste Kommunalhaushaltsverordnung
(KomHVo), die an die stelle der alten gemeindehaushaltsverord-
nung (gemHVo) 
der leitfaden hat sich außerdem als praktische Hilfestellung für
die mitarbeiterinnen und mitarbeiter der Verwaltung auch in Zei-
ten des internets bewährt. die klare gliederung und die Konzentra-
tion auf anfragen aus der Praxis und relevante Probleme erleich-
tern die tägliche arbeit. die 7. auflage des leitfadens für die
ratsarbeit, in dem auch neue rechtsprechung eingearbeitet wurde,
erscheint im sommer 2020. 
•    andreas Wohland ist beigeordneter des städte- und gemein-

debundes nrW und dort u. a. für recht und Verfassung, euro-
parecht - grundsatzfragen, staats- und Kommunalverfassung,
Verwaltungsmodernisierung, Öffentliches dienstrecht, aus-
länderrecht, ordnungsrecht, e-government und integration
zuständig. 

•    dr. Hanspeter Knirsch ist viele Jahre in der kommunalen Praxis
als stadtdirektor und beigeordneter tätig gewesen und verfügt
als rechtsanwalt über eine langjährige beratungspraxis. er be-
arbeitet als autor die Vorschriften des Haushaltsrechts und der
Kommunalaufsicht der gemeindeordnung im Kommentar von
rehn/Cronauge/von lennep/Knirsch: „die gemeindeordnung
für das land nrW“.

13.0.1-007/

Das Beamtenrecht in 
Nordrhein-Westfalen 
Kommentar von Dipl.-Verwaltungswirt Heinz D. Tadday und Ministe-
rialrat Dr. Ronald Rescher, Ministerium des Innern des Landes Nord-
rhein-Westfalen, 158. Ergänzungslieferung, Stand Januar 2020, 384
Seiten, 97,90 Euro, Loseblattausgabe: Grundwerk 3.028 Seiten, in
drei Ordnern, 109, – Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergänzungs-
lieferungen (349,- Euro bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für
1 - 3 Nutzer im Jahresabonnement 299,- Euro (inkl. Updates), weitere
Preise auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0150-3 (Print), ISBN 978-3-7922-
0201-2 (Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg 

die 158. ergänzungslieferung (stand Januar 2020) enthält eine Über-
arbeitung der Kommentierung zu § 13 Probezeit, § 25 Versetzung, §
32 Hinausschieben des ruhestandeintritts, § 33 dienstunfähigkeit,
antragsruhestand, § 71 erholungsurlaub, § 83 Personalakten - allge-
mein, § 91 Übertragung von aufgaben der Personalverwaltung, § 92
dienstliche beurteilung, dienstzeugnis, § 98 geschäftsordnung, §
114 eintritt in den ruhestand, § 120 Wissenschaftliches und künstle-
risches Personal an den Hochschulen, Wahl der hauptberuflichen
mitglieder des rektorats und § 122 arten und Verlängerung des be-
amtenverhältnisses. 
im teil C (rechtsvorschriften) wird die novelle der Verordnung über
beihilfen in geburts-, Krankheits-, Pflege- und todesfällen (beihil-
fenverordnung nrW - bVo nrW) eingearbeitet. 
die rechtsprechung im teil e wird vollständig überarbeitet und ak-
tualisiert, des Weiteren wird das stichwortverzeichnis um weitere
einträge ergänzt.



Gründung einer Cross-Border 
Task Force Corona 
nordrhein-Westfalen, die niederlande und belgien haben eine
„Cross-border task force Corona“ ins leben gerufen. sie soll den ge-
genseitigen informationsaustausch verbessern, aktivitäten syn-
chronisieren und fragen von gemeinsamem interesse zur Krisen-
bewältigung klären. dabei geht es vor allem um die situation in
den grenznahen regionen im Hinblick auf den grenzverkehr und
die Verfügbarkeit von intensivbetten. neben der federführenden
staatskanzlei sind mehrere nrW-ministerien sowie von belgischer
und niederländischer seite jeweils die außenministerien, botschaf-
ten, die Polizei und relevante ministerien vertreten. außerdem neh-
men Vertreterinnen und Vertreter des landes niedersachsen sowie
der deutschen botschaften in den niederlanden und belgien teil.

Appell an europäische Solidarität 
und Zusammenhalt
die Corona-Pandemie stellt die kommunale ebene vor enorme He-
rausforderungen. angesichts der Krise hat der Präsident der deut-
schen sektion des rates der gemeinden und regionen europas
(rgre), oberbürgermeister dr. frank mentrup aus Karlsruhe, auf
die tausenden von aktiven Partnerschaften hingewiesen, die deut-
sche städte, landkreise und gemeinden mit Kommunen in europa
und weltweit pflegen. gerade in der Krise zeige sich die stärke die-
ser Partnerschaften, bewährten sich die engen und über Jahrzehn-
te gewachsenen Verbindungen von Kommunen insbesondere in
grenznahen regionen, so der rgre-Präsident. sein appell: „lassen
sie uns den europäischen gedanken noch stärker leben. Zeigen wir
solidarität und Zusammenhalt in europa und weltweit – gerade
jetzt.

Zwei Deutsche in EU-Expertenteam 
zu COVID-19
die europäische Kommission hat am 17. märz 2020 ein experten-
team zu CoVid-19 eingesetzt. die sieben epidemiologen und Viro-
logen aus sechs eu-staaten sollen eu-leitlinien für wissenschaft-
lich fundierte, koordinierte risikomanagementmaßnahmen
ausarbeiten. aus deutschland sind lothar Wieler, Präsident des ro-
bert-Koch-instituts, und Christian drosten, leiter des instituts für
Virologie der berliner Charité, mitglieder des beraterstabs. das eu-
ropäische Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krank-
heiten (eCdC), die europäische arzneimittel-agentur (ema) und
das Zentrum für die Koordinierung von notfallmaßnahmen (erCC)
nehmen als beobachter teil. Kommissionspräsidentin ursula von
der leyen wird dem team gemeinsam mit eu-gesundheitskom-
missarin Kyriakides vorsitzen.

Vorschlag für ein Europäisches Jahr 
der Schiene 2021
die europäische Kommission hat vorgeschlagen, das Jahr 2021 zum
europäischen Jahr der schiene zu erklären. mit Veranstaltungen,
Kampagnen und initiativen soll Werbung für die schiene als ein
nachhaltiger, innovativer und sicherer Verkehrsträger gemacht
werden. das Jahr 2021 als europäisches Jahr der schiene wurde

nicht willkürlich gewählt. so jähren sich 2021 wichtige Jubiläen der
eisenbahn: der 20. Jahrestag der ersten eu-richtlinie über einen
Verkehrsbinnenmarkt, der 100. Jahrestag der gründung des inter-
nationalen eisenbahnverbands, das 175-jährige bestehen der ers-
ten eisenbahnverbindung zwischen Paris und brüssel sowie das
bestehen von 40 Jahre tgV, 30 Jahre iCe und nicht zuletzt 25 Jahre
eurostar und Kanaltunnel. 

Absage des vierten Aufrufs
für EU-Programm „WiFi4EU“ 
angesichts der Corona-Krise hat die europäische
Kommission den ursprünglich für den 17. märz
2020 geplanten vierten aufruf für das eu-Pro-
gramm „Wifi4eu“ für kostenlose Wlan-Hot-
spots im öffentlichen raum abgesagt. grund: die
derzeitige lage würde nicht allen städten und
gemeinden die gleichen möglichkeiten zur teil-
nahme geben. sobald sich die situation in allen
teilnehmenden ländern wieder normalisiert hat,
soll es einen neuen termin geben. im rahmen
des eu-Programms „Wifi4eu“ können Kommu-
nen in der europäischen union gutscheine im
Wert von jeweils 15.000 euro beantragen, mit denen sie kostenlose
Wifi-netze in öffentlichen räumen, einschließlich rathäusern, öf-
fentlichen bibliotheken, museen, Parks oder Plätzen, einrichten.

EU-Mittel für gesunde Ernährung
in Schulen
millionen schulkinder werden dank des schulprogramms der euro-
päischen union auch im nächsten schuljahr milch, obst und ge-
müse erhalten. Wie die europäische Kommission mitteilte, stehen
für das schuljahr 2020/2021 eu-weit 250 millionen euro für gesun-
de ernährung in schulen bereit. deutschland erhält davon 35,2 mil-
lionen euro. die Kommission stellte zudem klar, dass im laufenden
schuljahr 2019/2020 die Corona-Krise von den mitgliedstaaten als
„höhere gewalt“ anerkannt werden kann. damit können lieferan-
ten von verderblichen Waren, die im rahmen des Programms an
schulen verteilt werden sollten, entschädigt und die Produkte etwa
an Krankenhäuser oder Wohltätigkeitsorganisationen gespendet
werden.

RegioStars Awards 2020 der 
EU-Kommission
die europäische Kommission sucht innovative und zukunftsträch-
tige Projekte, die durch die eu-regionalfonds oder im rahmen des
eu-Programms „interreg“ gefördert wurden. Verliehen werden die
regiostars 2020 in den Kategorien „industrieller Wandel für ein in-
telligentes europa“, „Kreislaufwirtschaft für ein grünes europa“,
„Kompetenzen und bildung für ein digitales europa“ und „engage-
ment der bürgerinnen und bürger für den Zusammenhalt in euro-
päischen städten“. aus anlass des 30-jährigen bestehens von in-
terreg geht es in der diesjährigen sonderkategorie um das thema
„Jugendförderung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit“.
bewerbungen sind bis 9. mai 2020 möglich. mehr infos gibt es unter
https://ec.europa.eu/regional_policy/de/regio-stars-awards/ . ◼
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Menschenwürdige Unterbringung 
einer obdachlosen Familie
Die Unterbringung einer seit 6 Monaten obdachlosen 5-köpfigen Familie,
bestehend aus der Mutter, zwei minderjährigen und zwei volljährigen
Töchtern, in zwei Zimmern von insgesamt 30 qm Größe genügt nicht den
rechtlichen Anforderungen. Dies hat das Oberverwaltungsgericht im Rah-
men des Eilrechtsschutzes entschieden und die Stadt Köln verpflichtet,
der Familie eine Obdachlosenunterkunft zur Verfügung zu stellen, die zum
einen ausreichend groß ist und zum anderen über getrennte Räume ver-
fügt, die Rückzugsmöglichkeiten eröffnen.

oVg nrW, beschluss vom 06.03.2020
- az.: 9 b 187/20 (i. instanz Vg Köln 20 l 27/20) -

der senat hat in seinem beschluss die einschätzung des Verwaltungsge-
richts Köln verworfen, die antragstellerinnen seien nicht obdachlos, weil
die stadt ihnen weiterhin die möglichkeit vermittelt habe,
die bislang genutzten 30 qm in einem ausschließlich von
der stadt Köln zur unterbringung von obdachlosen genutz-
ten „Hotel“ eines gewerblichen betreibers in eigenem na-
men anzumieten. 
die inanspruchnahme dieser anmietungsmöglichkeit, die
Kosten in Höhe von 26,75 euro täglich pro Person verursacht
(d. h. für 5 Personen 133,75 euro pro tag oder rund 4.000
euro im monat, was einem Quadratmeterpreis von weit
über 100 euro pro monat entspricht), hielt der senat für
nicht zumutbar, auch wenn die Kosten anscheinend vom
zuständigen sozialleistungsträger (sozialamt oder Jobcen-
ter) übernommen werden.
der unterbringungsanspruch eines obdachlosen sei zwar
grundsätzlich nur auf die unterbringung in einer men-
schenwürdigen unterkunft gerichtet, die schutz vor den
unbilden der Witterung biete sowie raum für die notwendigsten le-
bensbedürfnisse lasse. dabei müssten obdachlose im Verhältnis zur Ver-
sorgung mit einer Wohnung weitgehende einschränkungen hinnehmen. 
allerdings müsse dem unterzubringenden eine gewisse mindestfläche
von ca. 9 qm, je nach den einzelfallumständen - insbesondere bei nicht
nur kurzfristiger obdachlosigkeit - auch mehr, zur Verfügung stehen. Zu-
dem sei schutzwürdigen belangen von minderjährigen Kindern rech-
nung zu tragen, und die unterkunft müsse eine rückzugsmöglichkeit für
einzelne (erwachsene) familienangehörige bieten.
der beschluss ist unanfechtbar.

Abgrenzung eines Miniatur 
Bullterriers von einem Bullterrier
Hunde der Rasse „Miniatur Bullterrier“, die im Unterschied zu Stan-
dard Bullterriern nicht als gefährliche Hunde im Sinne des Landes-
hundegesetzes gelten, sind von diesen in erster Linie anhand der
Widerristhöhe und ergänzend anhand weiterer Kriterien abzugren-
zen. Dies hat das Oberverwaltungsgericht entschieden und damit an-
ders als in erster Instanz das Verwaltungsgericht Düsseldorf zwei
Klagen von Hundehalterinnen stattgegeben.

oVg nrW, urteile vom 17.02.2020
- az.: 5 a 3227/17 (i. instanz: Vg düsseldorf 18 K 6659/16), 5 a 1631/18 (Vg
düsseldorf 18 K 11662/16) -

in streit stand zwischen den Klägerinnen und der stadt düsseldorf die
einstufung ihrer Hunde als bullterrier. 
der bullterrier ist nach dem landeshundegesetz ein sogenannter listen-
hund, dessen Haltung grundsätzlich verboten ist. Wird die Haltung aus-
nahmsweise erlaubt, gelten strenge gesetzliche anforderungen (etwa
erlaubnisbedürftigkeit der Haltung, erweiterte leinenpflicht, maulkorb-
zwang). die streitgegenständlichen tiere sind beide als miniatur bullter-
rier erworben worden. der rassestandard des miniatur bullterriers un-
terscheidet sich von dem des bullterriers hinsichtlich der Widerristhöhe,
die bei ersterem 35,5 cm nicht überschreiten soll. daneben wird beim
bullterrier ein „ausdruck höchstmöglicher substanz“ gefordert. die hier
betroffenen tiere sind jeweils einige Zentimeter größer als 35,5 cm. 
die stadt düsseldorf hat die Hunde als bullterrier und damit als gefähr-
lichen Hund eingestuft. die gegen diese feststellung erhobenen Klagen
hat das Verwaltungsgericht düsseldorf abgewiesen. Hiergegen haben
sich die Klägerinnen mit den vom oberverwaltungsgericht zugelassenen
berufungen gewandt.

das oberverwaltungsgericht hat beiden Klägerinnen recht
gegeben. die abgrenzung zwischen miniatur bullterrier und
standard bullterrier orientiere sich zwar vorrangig an der Wi-
derristhöhe des Hundes. allerdings sei angesichts der soll-be-
stimmung des rassestandards eine Überschreitung von ca. 10
% regelmäßig unschädlich. oberhalb dieser Widerristhöhe sei
zu vermuten, dass es sich zumindest um einen standard bull-
terrier-mischling handele. diese Vermutung könne allerdings
widerlegt werden, wenn starke anhaltspunkte dafür vorlägen,
dass die Überschreitung der Widerristhöhe nicht auf der ein-
kreuzung eines standard-bullterriers beruhe. 
ausgehend von diesen grundsätzen hat das oberverwal-
tungsgericht nach befragung von zwei amtsveterinären bei-
den Klagen stattgegeben. beide Hunde überschritten mit ei-
ner Höhe von 39-40 cm die Widerristhöhe nur geringfügig und
wiesen nicht das sehr kompakte erscheinungsbild eines stan-

dard bullterriers auf.
der senat hat die revision nicht zugelassen. dagegen kann beschwerde
eingelegt werden, über die das bundesverwaltungsgericht entscheidet.

Geplante Länderöffnungsklausel für 
Mehrfachspielhallen
Nach einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts NRW dürften
Mehrfachspielhallen, die am 01.01.2020 bestanden haben und be-
stimmte qualitative Anforderungen erfüllen, nicht ohne weiteres von
einer unter den Ministerpräsidenten der Länder kürzlich abgestimm-
ten Länderöffnungsklausel profitieren können, selbst wenn diese -
wie derzeit angedacht - am 01.07.2021 in Kraft treten sollte. Der im
Eilverfahren ergangene Beschluss hat Bedeutung für viele bei den
Verwaltungsgerichten anhängige Verfahren.

oVg nrW, beschluss vom 16.03.2020
- az.: 4 b 977/18 (i. instanz: Vg münster, 9 l 408/18) -

um die Zahl der spielhallen zu verringern, ist nach dem seit 2012 gelten-
den glücksspielstaatsvertrag unter anderem die erteilung einer erlaub-
nis für eine spielhalle ausgeschlossen, die in einem baulichen Verbund
mit weiteren spielhallen steht (sogenannte Verbundspielhalle). beste-
hende Verbundspielhallen, für die bis zum 28.10.2011 eine erlaubnis er-
teilt worden war, durften abweichend davon aufgrund einer Übergangs-
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regelung noch bis 2017 rechtmäßig weiter betrieben werden. Über diesen
Zeitpunkt hinaus dürfen Verbundspielhallen nach dem noch bis mitte
2021 geltenden glücksspielstaatsvertrag grundsätzlich nur noch aus-
nahmsweise für einen angemessenen Zeitraum zur Vermeidung unbilli-
ger Härten erlaubt werden. 
Zahlreiche betreiber von Verbundspielhallen wenden sich unter beru-
fung auf Härtefälle seit einiger Zeit gegen behördliche schließungsver-
fügungen. seit kurzem wird von betreiberseite auch darauf verwiesen,
dass zu erwarten sei, ab dem 01.07.2021 könnten erlaubnisse für bis zu
drei Verbundspielhallen erteilt werden, weshalb eine schließung zum
jetzigen Zeitpunkt unverhältnismäßig sei. sie führen aktuelle abstim-
mungen unter den ministerpräsidenten der länder für die ab mitte 2021
geplante neuregelung der glücksspielregulierung an. nach einer dabei
angedachten länderöffnungsklausel sollen die länder angeblich bestim-
mungen erlassen können, um für bis zu drei am 01.01.2020 bestehende
Verbundspielhallen je gebäude unter bestimmten qualitativen Voraus-
setzungen (z. b. Zertifizierung und schulungen des Personals) abwei-
chend vom Verbundverbot eine erlaubnis erteilen zu können.
das oVg nrW hat dennoch - ebenso wie bereits das Verwaltungsgericht
münster - die kurzfristige schließung einer von zwei im Verbund mitei-
nander stehenden spielhallen gebilligt. es hat unter anderem ausge-
führt, wer unter berufung auf eine geplante gesetzliche neuregelung
ein erlaubnispflichtiges gewerbe betreiben wolle, müsse grundsätzlich
deren inkrafttreten abwarten, bevor er auf ihrer grundlage eine erlaub-
nis erhalten könne. 
die schließungsverfügung sei auch im einzelfall rechtmäßig, weil in der
gesetzlich vorgesehenen schließung für den in münster ansässigen an-
tragsteller nicht ausnahmsweise eine unbillige Härte liege. Zudem spre-
c h e Vieles dafür, dass in den genuss der für die Zeit

nach dem 01.07.2021 angedachten staatsvertrag-
lichen neuregelung grundsätzlich nur solche
Verbundspielhallen gelangen würden, die am

01.01.2020 rechtmäßig betrieben worden seien.
das seien diejenigen spielhallen, für die am stich-

tag eine Härtefallerlaubnis erteilt worden
oder zumindest offensichtlich zu unrecht

versagt worden sei, ohne dass zuvor
rechtzeitig gerichtlicher rechtsschutz
hätte erlangt werden können. diese Vo-

raussetzungen seien im streitfall nicht
gegeben.
der beschluss ist unanfechtbar. ◼
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